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Genoſſinnen! Arbeiterinnen!
Mit dem Sturz der alten Gewalt haben auch die Frauen

Deutſchlands ihre politiſche Freiheit erhalten. Die ſozia
liſtiſche Regierung hat, getreu der alten ſozialdemokratiſchen
Programmforderung verordnet, daß alle 20 jährigen deut
ſchen Männer und Frauen zur geſetzgebenden Nationalver
ſammlung wahlberechtigt und wählbar ſein ſollten. Damit
iſt der vornehmſte Grundſatz der Demokratie, wonach das
geſamte Volk ſein eigenes Geſchick formen ſoll, durchgeführt.

Jn kurzer Zeit wird das deutſche Volk die Wahlen zur
Nationalverſammlung vornehmen. Mehr als 20 Millionen
Frauen haben das Recht der Stimmabgabe. Haben die bis
her in Deutſchland vollſtändig entrechteten Frauen die poli
tiſche Reife, die ſie befähigt, über das zukünftige Geſchick
des Landes, in dem ſie plötzlich vollberechtigte Staatsbürger
geworden ſind, zu entſcheiden? Jetzt tragen wir Frauen mit

an der Verantwortung für die politiſche und wirtſchaftliche
Zukunft unſeres Landes. Die Geſchichte wird einſt über uns
urteilen. Richten wir heute unſer Tun danach ein, daß wir
uns einſt verantworten, daß wir, die Trägerinnen der leben-
digen Zukunft unſeren Kindern einſt voll in die Augen
ſchauen können.

Politiſche Freiheit iſt nicht wirtſchaftliche Freiheit. Sie
wird erſt gewonnen durch den Sozialismus. Er allein bringt
auch den Frauen die volle Unabhängigkeit. Soll die Revo-
lution den Sozialismus die Tore öffnen, müſſen wir Frauen
unſer Teſl dabei erfüllen.
GHinein in die ſozialdemokratiſche Partei!
heute die Loſung für alle Frauen ſein.

Marie Juchacz.

Das muß

Wir wandeln an Abgründen!
Der Staatsſekretär des Reichsamtes für wirtſchaftliche De

mobilmachung, Dr. Koeth, ſprach ſich über die gegenwärtige
Wirtſchaftslage ſo aus:

Es ſcheint, daß die meiſten von uns ſich den furchtbaren Ernſt
unſerer wirtſchaftlichen Lage noch nicht hinreichend klar machen.
Wir wandeln an Abgründen, die uns täglich zu verſchlingen drohen,
und nur
eiſerne Diſgiplin aller können das Volk retiten. Gelingt es uns
nicht, der Volksgeſamtheit Nahrung, Licht, Wärme, Unterkunft,
Kleidung zu ſichern, ſie trotz der ungeheuer erſchwerenden Ver
hältniſſe überall ohne Unterbrechung mit dem zu verſorgen, was ſie
dringend zum Leben braucht, dann ſind wir verloren, dann
haben wir zuerſt Hunger, Anarchie, Bürgerkrieg, Zerfall des
Reichs und nachher die Jnvaſion rückſichtsloſer Feinde.

Jedermann muß wiſſen, daß er jetzt ganz perſönlich die
Mitverantwortung trägt für Sein oder Nichtſein unſeres Volks
und in erſter Linie auch ſeiner felbſt.

Vor allem muß jeder arbeiten ſonſt gehen wir zugrunde.
In der letzten Zeit iſt vielfach die Arbeitsleiſtung geſunken. Das
iſt im Angeſicht der ungeheuren Ereigniſſe begreiflich; aber wir
können es uns weiterhin einfach nicht leiſten. Jeder muß ſich aus

größtes Pflichtbewußtſein, ſtärkſte Arbeitsanſpannung.

Erregung, Ablenkung oder Unluüſt herausreißen und unermüdlich
ſeine Pflicht tun. Wenn z. B. ein Arbeiter, der Rohſtoffe, Halb
fabrikate oder Nahrungsmittel erzeugt oder Transporte bewegt,
nicht mithilft, dann kann das bedeuten, daß an anderen Stellen
Volks und Arbeitsgenoſſen brotlos werden, hungern, frieren. Es
müſſen jetzt auch Arbeitseivſtellungen vermſe den warden

jeder Streik kann uns unmittelbar in die Kataſtrophe
hineintreiben.

Wenn wir keine Kohle mehr haben, weil die Kohlenarbeiter
ſtreiken, liegen die Betriebe ſtill, ruht der Eiſenbahnverkehr, können
wir keine Lebensmittel und keine Heizſtoffe mehr befördern. Das
wäre das Ende, wäre der Tod für die Volksgemeinſchaft und für
zahlloſe einzelne Volksgenoſſen. Es wird jetzt auch nicht geſtreikt
werden müſſen, denn die Vertretungen der Arbeiter ſind heute
ſtark genug, um jede wirtſchaftlich überhaupt mögliche Forderung
durchzuſetzen.

Auf jeden kommt es heute an; jeder kann mitwirken, um das
Volk zu retten oder kann dazu beitragen, es in unſägliches Elend
hinabzuſtoßen. Jch glaube an die deutſchen Arbeiter; ich glaube
daß ſie beſonnen, pflichttreu und unermüdlich aus der Not von heute
dem Volke zu einer beſſeren Zukunft helfen werden.

Nachtrag zur Reichs
konferenz.

Aus der Reichskonferenz iſt noch einiges nachzutragen,
was von allgemeinem politiſchen Jntereſſe iſt. Daß ſich
die weitaus größte Mehrzahl der Redner für die baldigſte
Einberufung der Nationalverſammlung ausſprach, geht ſchon
aus dem zuſammenfaſſenden Schlußwort des Volksbeauf-
tragten Ebert hervor, der die Abſicht der Reichsleitung auf
möglichſt ſchnelle Einberufung der Konſtituante ſtark unter-
ſtrich. Unbedingt gegen die Konſtituante ſprach überhaupt
kein Redner.

Ein weſentlicher Punkt der Debatte war die Zuſammen
ſetzung der Reichsregierung. Ebert ſtellte dazu feſt, daß die
geſamte politiſche Leitung nicht bei den Fachminiſtern, ſon
dern bei den Volksbeauftragten liege, welche alle politiſch
wichtigen Entſcheidungen fällten. Aber die äußerſt kompli
zierte Reichsmaſchine mache die Zuziehung von Fachmännern
Wug weshalb an alle Beamten der Appell zu vorläufiger
Weiterarbeit erging. Staatsſekretär Solf, den Eisner als
einen Vertreter des alten Syſtems angegriffen habe. ſei
während des ganzen Krieges ein Verfechter deg Verſtändi-
er geweſen. Erzberger habe den Huftrag zur
Führung der Friedensverhandlungen ſchon von der alten
Regierung bekommen und war angeſichts der bei Tag und
acht zu führenden Verhandlungen im Reichsintereſſe gar

nicht zu entbehren. Staatsſekretär Preuß fei eine erſte
ſtaatsrechtliche Autorität und ſolle das Reich wieder auf
bauen helfen. Das Reichsarbeitsamt und das Reichs
ernährungsamt lägen in den Händen von Parteifreunden.
Das Reichsſchatzamt zu übernehmen, habe Schiffer ſich zuerſt
geſträubt, aber hieß angeſichts der höchſten Dringlichkeit
sugegriffen. Außerdem ſtänden jedem Staatsſekretär Bei
geordnete beider Parteien zur Seite.

Staatsſekretär Erzberger erwiderte auf Eisner, es ſei
ein Grundirrium, zu glauben, daß eine andere Zuſammen
ſtellung der Waffenſtillſtandskommiſſion beſſere Bedingungen
erzielt hätte. Wenn Eisner über Elemenceaus Liebe zum
Sozialismus Klarheit gewinnen wolle brauche er ſich nur
anzuſehen, wie Elemenceau die Sozialiſten beider Richtungen
behandle. Beim Betreten. des Okkupationsgebiets habe Foch
ſämtliche Arbeiter und Soldatenräte aufgelöſt, und deren
Mitglieder ſeien eiligſt geflüchtet, weil ſie fürchten mußten,
erſchoſſen zu werden. Admiral Beatty habe die Vertreter der

Delegierte des NRoten Kreuzes habe noch geſtern hier in
Berlin gegenüber Ledebour und Oskar Cohn erklärt, Eng-
land werde nie mit den Arbeiter- und Soldatenräten ver-
handeln. Als dringendſte Gebote der Stunde bezeichnete
Erzberger: 1. eine Einigkeitserklärung aller deutſchen
ſegne 2. die Nationalverſammlung, 3. den Präliminar-
rieden.

Auch Volksbeauftragter Haaſe hob ſcharf hervor, daß
die Entente mit einem Staat nicht verhandeln werde, in dem
Chaos herrſche. Beſonders bemerkenswert waren ſeine Aus-
führungen über die Arbeiter- und Soldatenräte. Er be
tonte die Notwendigkeit ihrer Zuſammenfaſſung über ganz
Deutſchland; denn es ſei ein Mißſtand, daß der Berliner
Rat für alle ſprechen müſſe. Die Reichsleitung habe immer
auf Beſchleunigung bei der Zuſammenberufung der Dele-
gierten gedrängt, der 16. Dezember ſei aber vom Vollzugs-
rat feſtgeſetzt worden. Die Aeußerungen des Vorſitzenden
Müller vom Berliner Vollzugsrat, die im Reiche Mißſtim-
mung hervorgerufen hätten, ſeien mißdeutet worden. Wenn
Müller geſagt habe, nur über ſeine Leiche gehe der Weg zur
Nationalverſammlung, ſo ſei das nur eine Warnung vor
Ueberſtürzung geweſen.

Die Anträge, zu denen ſich ſchließlich die Beratungen ver-
dichteten, forderten einerſeits ſchleunigſten Präliminarfrie-
den, Einberufung der Nationalverſammlung und bis zu
deren ſammentritt einen zentralen Arbeiter- und Sol-
datenrat, anderſeits ein fünf bis ſiebengliedriges proviſori-
ſches Reichspräſidium zur Verhandlung mit den Gegnern,
Umgeſtaltung des Auswärtigen Amtes und Neubeſetzung mit
Männern, die ſich in der Oppoſition gegen den Krieg be-
wöhrt haben, ſowie Fühlungnahme mit den Bundesſtaaten
vor Erlaß von Geſetzen für das ganze Reich.

Erſt Sozialismus dann Frieden?
Auf der Reichskonferenz, der Bundesſtaaten haben ſich

die Anhänger der Spartakusgruppe wieder einmal von einer
neuen Seite enthüllt. Einer ihrer Leute, der Redakteur
Geitner aus Gotha ſtellte die Frage: Jſt uns der Frieden
lieber als der Sozialismus? Und beantwortete ſie dahin:
Wir müſſen für Sozialiſierung ſein, ſelbſt dann, wenn wir
uns dadurch eine feindliche Beſetzung zuziehen. Dem Volke
könne nur der Sozialismus helfen, und das Volk ſtände
höher als das ſogenannte Vaterland.

Dieſe Sätze ſind eine gute Gewähr dafür, daß in Deutſch
Matrofenräte überhaupt nicht empfangen, und der engliſche
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land die Spartakusgruppe niemals ſiegen wird. Jn Ruß-

land konnten die Bolſchewiſten ans Ruder gelangen, weil ſie
allein für den Frieden unter jeder Bedingung eintraten,
während alle anderen Parteien die Fortſetzung des Krieges
wollten. Jn Deutſchland iſt es aber gerade umgekehrt.
Unſere deutſchen Bolſchewiſten treten für die Verlängerung
des Krieges ein, während die ſozialiſtiſche Regierung unbe
dingt den Frieden will. Es macht den Leuten der Spartakus-
gruppe anſcheinend nichts aus, daß jetzt auf ſie alles zutrifft,
was früher den Kriegshetzern vorgeworfen wurde. Geitner
ſelber hat ſicher hundertmal im Tone moraliſcher Entrüſtung
während des Krieges den Alldeutſchen heruntergemacht, den
es in ſeiner behaglichen Schreibſtube nicht rühre, wenn drau-
ßen im Schlamm unzählige Menſchen für ſeine Ziele kaputt
gingen. Aber ſteht Geitner beſſer da? Wo iſt ſein Mit-
gefühl mit den vielen hunderttauſend deutſchen Kriegs
gefangenen, denen noch immer die Heimkehr verwehrt bleibt,
wenn der Frieden nicht zuſtande kommt? Wo iſt ſein Mitleid
mit den Bewohnern der Gebiete, die bei Fortſetzung des
Krieges der Beſetzung anheimfallen?

Vor allem aber müßten ſich die Spartakusleute, wenn ſie
noch eine Spur logiſchen Denkens hätten, ohne weiteres
ſagen, daß alle ſozialiſtiſchen Errungenſchaften ſofort wieder

beſeitigt würden, wenn es zur feindlichen Beſetzung kommt.
Was könnte es ihnen nützen, das geſamte Privateigentum
zu beſchlagnahmen, wenn 14 Tage darauf der einrückende
General Foch alle Arbeiter und Soldatenräte abſetzt und die
alte Ordnung wieder herſtellt. Denn daran, daß dies ge-
ſchehen wird, beſteht kein Zweifel. Die Parole kann alſo
nicht lauten: Erſt Sozialismus, dann Frieden, ſondern nur
umgekehrt. Sofort den Frieden und durch den Frieden. zum
Sozialismus!
der Entwnr über die Wohlordnung

zur ionalverſammlung
iſt geſtern früh im Kabinett beraten worden. Eine Ent
ſcheidung iſt noch nicht gefallen, da die Verhandlungen mit
tags abgebrochen wurden und erſt heute früh fortgeſetzt wer-
den. Die Zahl der Wahlkreiſe ſteht noch nicht genau feſt,
doch rechnet man mit 40 Verhältniswahlbezirken, auf die dann
eine entſprechende Anzahl von Abgeordneten entfiele. Jhre
Zahl ſoll ſo ermittelt werden, daß auf durchſchnittlich 150 000
Einwohner ein Abgeordneten entfällt.

An die Arbeiter- und Soldaten
räte Deutſchlands.

Genoſſen! Kameraden!
Vor zwei Wochen habt Jhr der Freiheit eine Gaſſe geöffnet.

Euer Mut, Euere revolutionäre Tatkraft hat das alte Syſtem, die
Militärdiktatur und den mittelalterlichen Monarchismus zertrüm-
mert. Jetzt gilt es, die Errungenſchaften der Revolution zu ſichern
und auszubauen. Jetzt gilt es, die Mächte der Gegenrevo-
lution, die nach dem erſten Schrecken aus ihren Winkeln her
vorkriechen, niederzuhalten.

Der Vollzugsrat der Groß- Berliner Arbeiter- und Soldaten
räte erblickte in dem Sturm und Drang der erſten Revolutionstage
ſeine Aufgabe darin, eine Regierung von Volksbeauf-
tragten zu ſchaffen, die die Leitung und Verwaltung des neuen
republikaniſchen Staatsweſens in Deutſchland und Preußen zu
übernehmen hatte. Der Vollzugsrat der Groß-Berliner Arbeiter
und Soldatenräte maßt ſich aber

keine Diktaturgewalt über die Arbeiter und
Soldatenräte

Deutſchlands an.
eine feſte Zuſammenfaſſung aller deutſchen Arbeiter und Soldaten-
räte die Errungenſchaften der Revolution geſichert werden können.
Mißtrauen und Mißverſtändniſſe drohen in das Gefüge der deut
ſchen Arbeiter und Soldatenräte einen Keil zu treiben. Beſtrebun-
gen ſind im Gange, das Reichsgebiet zu zerſchlagen und
die unheilvolle miktelalterliche Kleinſtagaterei in neuer Form
wieder einzuführen. Die Verwirklichung der großen demokratiſchen
und ſozialiſtiſchen Ziele verlangt aber die Erhaltung eines großen
deutſchen Wirtſchafts- und Sprachgebietes. Der Vollzugsrat der
Groß Berliner Arbeiter- und Soldatenräte will keine feindſelige
Trennung zwiſchen Nord und Süd. Er will, daß das befreite
Deutſchland der Schwierigkeiten, die mit dem Friedensſchluſſe ver
bunden ſind, Herr werde; er will, daß die Demobiliſierung
ſich in geordneten Bahnen vollzieht, daß die Gefahren, die
der Volksernährung drohen, glatt und ohne Reibung be-
ſeitigt werden.

Dieſe Aufgaben können nur erfüllt werden durch ein harmo
niſches Zuſammenarbeiten aller Arbeiter- und Soldaten
räte Deutſchlands. Die bisherige Tätigkeit des Vollzugsrates von
GroßBerlin ſtellt ein Proviſorium dar, das ſo ſchnell als
möglich auf eine breitere Grundlage geſtellt werden ſoll. Solange
eine geſetzgebende Verſammlung nicht das letzte Wort über die
Verfaſſung und Neuordnung des republikaniſchen Deutſchland ge
ſprochen hat, müſſen die Arbeiter- und Soldatenräte den Willen
des deutſchen Volkes zum Ausdruck bringen.

Wir fordern Euch deshalb auf, ſo ſchnell als möglich zu einer
Delegierten- Verſammlung in Berlin

zuſammenzutreten. Schnelles Handeln tut not. Es iſt daher
nicht möglich, ein einheitliches, allgemein gültiges Wahlſyſtem vor
zuſchlagen. Wir empfehlen vielmehr aus den zur Zeit beſtehenden
Arbeiter- und Soldaten-Räten Delegierte zu wählen und nach
Berlin zu ſenden. Die Delegierten- Verſammlung darf, wenn ſie
arbeitsfähig ſein ſoll, im Höchſtfall nur 500 Mitglieder umfaſſen.
Unter Zugrundelegung der Volkszählungsergebniſſe vom Jahre
1910 würde auf rund 200 000 Seelen ein Delegierter kommen. Für
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mah beſſern Heeresverbände iſt auf je 100 000 MannBoer t Die Wahlen müßten, um zu einem
Trghne kommen, auf territorialer Grundlage er

Wir npfehien bei den Wahlen die Verhältniszahlen der
vertretenen Arbeiter und Soldaten zu berückſichtigen.

Euch vor, die Delegiertenverſammlung

des Abgeordnetenha Berlinh eeertee setLines entralrates der Arbeiter-und Soldatenräte d deuen Abe vorzunehmen; die Aus
arbeitung tſchen Arbeiter und Soldatenräte

ſtems zu übernehmen, Entſchließung über die
ge

politiſchen Stell zu nehmen.
Genoſſen?! Kameraden! Laßt uns ſchnell, laßt uns einmütig

ndeln. Nehmt unſern Vorſchlag an, und führt ſo ſchnell alsrig die Wahlen durch. Jhr habt die Revolution gemacht, laßt

uns auch gemeinſam ihre Früchte ernten. Die genaue Auf
ſtellung des Wahlſchlüſſels wird ſchnellſtens veröffent

licht werden. vBerlin, den 28. November 1918.
Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates Groß- Berlin.

Rich. Müller. Molkenbuhr.
Für die Oſtfront:

Bergmann. Georg Maier. Saar.

Namensänderung
des Kriegsernährungsamts in

„Reichsernährungsamt“.
Die nachſtehende Verordnung ift unker dem 19. November 1918
M Ermachägung der Reichsregierung beſtimme ich hierdurch,

den Krieggernährungsamt fortan den Namen Reichsern

Der Stagisſekreiär des Kriegsernährungsamts
Wurm.

Politiſche Kundgebungen von
Soldatenräten.

Vom Oberkommando Scholtz erging folgender Funk-
ſpruch an den Soldatenrat in Berlin: Aus den Soldatenräten
der einzelnen Truppenkörper der Armee Mackenſen hat ſich ein Zen
tralrat für die Südoſtfront gebildet. Wir ſtehen auf dem Boden
der neuen Volksregierung und verurteilen mit euch, jede radikale
Beſtrebung, die geeignet iſt, bolſchewiſtiſche Jdeen aufkommen
zu laſſen. Wir erbitten auch tatkräftige Unterſtützung unſerer Beſtre-
dungen, die hier liegenden Truppen der Südoſtfront baldigſt nach der
Heimat zu bringen.

Der Zentralrat der Südoſtfront.
Oberkommando Mackenſen.

Bei der Heeresgruppe Mackenſen befinden ſich auch Truppen der
11. Armee und die aus der Türkei zurückgekehrten Truppen einſchließ-
lich der 16. Landwehrdiviſion.

Der Soldatenrat bei der Oberſten Heeresleitung
at einen Aufruf an die Soldatenräte des Feldherres gerichtet, in dem
f die Büdung der neuern Ordnung r wird, die von einer
geheuren Gefahr bedroht wird. Werden r, ſo heißt es, eine
mat haben oder ſoll ſich Deutſchland in einen Trümmer-

zjaufen verwandeln. Wir wollen Frieden. Friede kann nur
werden, wenn der innere Friede geſichert iſt, wenn
wir alles vermeiden, was zum Bruderkampf unter
uns felbſt führen könnte. Darum darf es nicht ſein, daß einzelne Schich-
en unſerer Brüder für immer von den Regieungsgeſchäfien ausgeſchaltet
werden. Darum ſolle alsbald die Nationalverſammlung ein-
berufen werden. Wir wollen Arbeit und Brot, heißt es dann weiter,
wir wollen aber nicht wieder um den wirklichen Wert unſerer Arbeit
betrogen werden. Daher fordern wir die So zialiſierung aller
hierzu reifen Großbetriebe und den Achtſtundenmaximalar-
beitstag. Dagegen muß die Aufrechterhaltung der Großproduktion
in allen Fällen ſichergeſtellt werden. Es kann nicht über Nacht das

Wirtſchaftsleben auf den Kopf geſtellt werden, weil dadurch diePreduttion wie in Rußland auf lange Zeit lahmgelegt und unſer Volk

einer Nahrungsnot ausgeliefert würde. Nach Auſſtellung weiterer For-
derungen ſchließt der Aufruf: „Kameraden! In Not und Tod ſeid
Jhr bewährt! Für alte Gewalten habt Jhr euer Blut gegeben. Jetzt
ilts: die neue Heimat! Entſcheidet Euch! Die Stunde fordert es.

ollen wir zur Neuordnung oder wollen wir in den Abgrund.“

Der Soldatenrat bei der Oberſten Heeresleitung
hat heute an den Gouverneur von Kiel, Reichstagsabgeordneten
Noske, folgenden Fernſpruch gerichtet: Wir begrüßen lebhaft die

g der Kameraden von der Marine und ſchließen uns der von
ihnen ausgedrückten Entrüſtung gegenüber den Vorgängen in
Berlin rückhaltlos an. Wir verurteilen mit ihnen auf das ſchärfſte
das Treiben gewiſſer Minderheiten, weil wir darin die größte Ge-
fahr für die Errungenſchaften der Revolution und den Beſtand
des Reichs erblicken. Ebenſo ſind wir mit den Matroſen in Kiel
eins in dem Wunſch nach einer Nationalverſammlung, die

alsbald unter Mitwirkung aller noch unter den Waffen Stehenden ein
zuberufen iſt. Bis dahin halten wir es für unſere Pflicht, die Re-
gierung Ebert-Haaſe mit allen Mitteln zu unterſtützen.
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München, 27. November. Der Arbeiter-, Soldaten und Bauern
rat des proviſoriſchen bayriſchen Nationalrats fordert ſchleu-
nigſte Einſetzung eines Staatsgerichtshofes für das Deutſche Reich zur
Unterſuchung und Aburteilung derjenigen Perſonen, die durch ihr ver-
brecheriſches Treiben den Weltkrieg herbeigeführt ſowie die Beendigung
des Krieges durch einen Verſtändigungsfrieden vereitelt und ſomit den
Zuſammenbruch Deutſchlands verſchuldet haben. Ferner verlangt er
ſtr Beſtrafung aller jener, die auf betrügeriſche Weiſe ſich während
de bereichert haben.

Sächſiſche Soldaten für die Rationalverſammlung.
Beim Arbeiter und Soldatenrat Groß- Dresden iſt folgendes

aus Baden- Baden eingegangen:
Soldatenrat unterzeichneter ſächſiſcher Frontdiviſion, die ſich

auf dem Durchmarſch durch en auf dem Wege zur Heimat befindet,
ſpricht der ſächſiſchen Regierung, die ſich der Reichsregierung unter Ebert
enſchließt, einſtimmig ſein vollſtändiges Vertrauen aus und verſpricht

Unterſtützung derſelben. Die Fronttruppe verlangt tätige
Mitwir an der zukünftigen Geſtaltung Deutſchlands und proteſtiert
ſchärfſtens en Beſtrebungen, wie ſie ſich in Berlin breitmachen, die
Rationalverſammlung zu hinterireiben.

Soldatenrat 96. ſächſiſcher Jnfanterie-Diviſion.
gez. Groß. Herbſt. Chriſtoph. Schmitt.

Die Verantwortung der
Arbeiterräte.

Ein Mahnwort.
Aus unſerem Leſerkreiſe wird uns geſchrieben: Wenn

man die verſchiedenen Programme der einzelnen Arbeiter
räte, und damit ihre Auffaſſungen über die ihnen obliegen-
den Rechte und Pflichten verfolgt, insbeſondere derjenigen
Arbeiterräte, welche ſich auf die „Unabhängigen“ ſtützen, ſo

Verſammlung zu faſſen und zu ſonſtigen

Krinp man die Ueberzeugung, daß ein großer Teil der
äte ſich der Größe der übernommenen Verantwortung gar

nicht voll bewußt zu int.
Niemand gleichgült ngehörtwird die t zu beſtreiten wagen, daß uns dreierlei bitter

not tut: 1. Frieden, 2. Brot, 3. Einigkeit nach innen und
außen wollen wir unſer deutſches Vaterland überhaupt

e n.Ein Teil der Arbeiterräte bietet aber alles auf, um den
Frieden und damit die Sicherſtell und Verbeſſerung
unſerer Volksernährung möglichſt weit hi chieben, um
e auf bolſchewiſtiſche Methode die Sozialiſierung zu

r n“.
Wir alle wiſſen, daß uns von unſeren Feinden der ſo

dringend notwendige Frieden und damit die noch not
wendigeren Nahrungsmittel erſt dann zuteil werden, wenn
durch die Patiynglverjammlung das zukünftige Geſchick der
deutſchen Republik und deren Leitung beſtimmt worden iſt.
Jede Verzögerung der Einberufung der Nationalverſamm
lung entfernt uns vom Frieden und bringt uns eine Ver
ſchärfung der bereits herrſchenden Hungersnot. Für dieſe
Folgen werden diejenigen Arbeiterräte die Vera rtung
zu tragen haben, welche der Reichsregierung rer
deren Machtbefugniſſe beſchränken wollen und gegen eine

Einberufung der Nationalverſammlung Stimmung
machen.

Sind ſich dieſe Arbeiterräte und insbeſondere die „Unab-
bängigen“ der Größe dieſer Verantwortung bewußt? Sind
ſie ſich darüber klar, daß ſig auf dieſe Weiſe das deutſche Volk
aheehgertode preisgeben und ſchließlich zum Bürgerkriege
treiben?

Nach ihrer Darſtellung wollen ſie dem Arbeiter helfen.
Die Verſchärfung der Hungersnot trifft aber in erſter
Linie das Volk Arbeiter und Mittelſtand, Beamte und
Angeſtellte nicht aber die Großkapitaliſten. Nicht dieſe,
ſondern die arbeitenden Klaſſen werden am härteſten ge-
troffen und vielleicht zugrunde gerichtet.

Soll das der Erfolg der Revolution ſein, die übrigens
das Heer, alſo das Volk und nicht die „Unabhängigen“, wie
dieſe gern behaupten, gemacht hat? Jſt es nicht vielmehr
Pflicht eines jeden Deutſchen, ſeine ganze Kraft für den Auf-
bau des neuen Deutſchlands im Jntereſſe des geſamten
deutſchen Volkes herzugeben und jetzt alles aufzubieten, eine
aus dem allgemeinen gleichen Wahlrecht hervorgegangene
Regierung in den einzelnen Gemeinden, den Einzelſtaaten
und im Reiche ſo bald als möglich zu ſchaffen? Die National-
verſammlung wird dann entſcheiden, ob wir eine einige große
deutſche Republik oder ein in kleine Einzelrepubliken zer-
fallendes Deutſchland haben ſollen.

Zur Ausführung dieſer Pläne iſt aber vor allem
Einigkeit notwendig. Der Grundſatz: „Gleiches Recht
für alle“ muß von Anfang an die Grundlage der neuen Re-
publik bilden. Das Volk darf nicht von wenigen, die durch
Zufall jetzt die Macht in den Häden haben, beiſeite geſchoben
werden. Jeder Widerſpruch hiergegen iſt Verrat am deut-
ſchen Volke und läßt ſich wohl nur dadurch erklären, daß die
Widerſprechenden, die ja zum großen Teile den „Unab-
hängigen“ zugehören, befürchten, bei den Wahlen die durch
Zufall jetzt die Macht in den Händen haben, beiſeite geſchoben
luſte müſſen ſie falls das Volk ſie nicht ſchon vorher bei
einer Verſchärfung der Hungersnot beiſeite ſchiebt rechnen,
wenn ſie nicht rechtzeitig ihr Programm ändern.

Der Kluge baut vor. Schon aus dieſem Grunde müßten
die in Frage kommenden Arbeiterräte, insbeſondere die „Un-
abhängigen“, ihre Haltung ändern und gemeinſam mit
anderen Arbeiterrichtungen, auch mit Vertretern des Mittel
ſtandes, der Beamten, der Angeſtellten und der freien Berufe
als Gleichberechtigte herangehen, ehe es für ſie und das
deutſche Volk zu ſpät wird. Auf dieſe We'ſe werden auch ſie
die von ihnen gewünſchte Gelegenheit haben, an der Durch
führung ihres Programmes durch das Mittel der Ueber-
zeugung friedlich weiter zu arbeiten, während ſie anderſeits
befürchten müſſen, in gleicher Weiſe ausgeſchloſſen zu werden,
wie ſie jetzt die Mehrheit des deutſchen Volkes ausſchließen.

Schafft Arbeiterräte, wahre Volksräte, die aus
gleichberechtigten Vertretern aller Volksſchichten und Partei
richtungen beſtehen, zunächſt für die einzelnen Gemeinden.
und aus ihnen einen erweiterten Volksrat für Sachſen mit
der Aufgabe, ſo raſch als möglich für die Vornahme der
Wahlen und damit für Schaffung der erforderlichen Regie-
rungsorgane zu ſorgen, bis dahin aber verantwortlich die
Geſchicke des Landes zu leiten.

Der Bolſchewismus hat in Deutſchland keinen Raum.
Deſſen müſſen ſich auch die „Unabhängigen“ beſcheiden. Trotz
dem iſt auch für ſie ein gemeinſames Arbeiten mit Anders-
denkenden möglich. Kein vernünftiger Menſch, vielleicht mit
Ausnahme der Großkapitaliſten, wird ſich gegen ein demo-
kratiſches, im Ergebnis den Wünſchen der Sozialiſten gleich
kommendes Steuerprogramm ſtemmen. Arbeiter, Angeftellte,
Mittelſtand und freie Berufe werden einer angemeſſenen Ve-
zahlung aller körperlichen wie geiſtigen Arbeit, einer weit-
gehenden Erfaſſung der Kriegsgewinne, einer angemeſſenen
Steuerverteilung, die die kleinen Einkommen vielleicht bis
zu 3000 M. frei läßt, die großen aber in weit höherem Maße
als bisher ergreift, einer angemeſſenen Vermögensabgabe,
die ebenfalls nur die großen Vermögen ergreift, um die
kleineren Privatleute und Rentner, die langjährigen Sparer
nicht in Not zu bringen, einer erhöhten Erbſchaftsſteuer und
anderem mehr ohne weiteres beiſtimmen.

Mit einem ſolchen vorläufigen Programme können aber
auch die Unabhängigen und Mehrheitsſozialiſten ihre Ziele
fördern in gemeinſamer Arbeit mit gleichberechtigten Ver-
tretern aller Volksſchichten. Sie wahren ihr eigenes Jnter-
eſſe, wenn ſie jetzt eine Einigung herbeiführen und aus den
Arbeiterräten wahrhafte Volksräte werden. Nur auf dieſe
Weiſe werden ſie ſpäter gemeinſam mitarbeiten und dafür
Sorge tragen können, daß das neue Deutſchland ein wahr-
haft freier Volksſtaat wird, in welchem Freiheit und Gleich-
berechtigung herrſcht.

Beiträge zur Schuldfrage.
Der bayriſche Miniſterpräſident und Miniſter des Aeußern,

Eisner, veröffentlicht zur Vorgeſchichte des Weltkrieges
aus den Berliner Geſandtſchaftsberichten des

Grafen Lerchenfeld
einige Einzelheiten:

Jn einem Bericht vom 18. Juli der bayriſche Geſandte
in Berlin, Graf Lerchenfeld, die ziehungen erörtert, die
zwiſchen der Berliner Regierung und dem ver nisvollen Ulti-
matum Oeſterreichs an Serbien beſte Es heißt in
dieſem Bericht:

„Auf Grund von Rückſprachen, die ich mit Unterſtaatsſekretär
Zimmermann, ferner mit dem Balkan- und Dreibund-
referenten im Auswärtigen Amt und mit dem öäſterreichiſch-ungari-
ſchen Botſchaftsrat dahier hatte, beehre ich mich, zu berichten:

äch

t mir z

„Der Schritt, den das Wiener Kapinett ſich entſchloſſen hat, in
Belgrad zu unternehmen, und der in der Uebe ung einer Note

ſein beſtehen wird, m er2 J ß rune welcher Partei er angehört Ein a die a reiſe c Tee
Viviani von r abwarten

rrn Poincare und
um dengung über eine etwaige

a wird die Note, ſoweit bis

tien, in ter ahtgef e re den König von Ser
mißbillige.r egun vollkommen fernſtehe t h z liee

an
Unterſt von h und Tei

Beamten an dieſer Unterſuchung.
3. Einſchreiten gegen alle, die an der großſerbiſchen Bewegung

beteiligt waren.
Für die Annahme dieſer Forderungen ſoll eine Friſt von

48 Sunden geſtellt werden.
Daß Serbien derartige mit ſeiner Würde als unabhängiger

Staat unvereinbare Forderungen nicht annehmen kann, liegt auf
der Hand.

Die Folge wäre alſo der Krieg.
Hier iſt man durchaus damit einverſtanden, daß Oeſterreich die

günſtige Stunde nützt, ſelbſt auf die Gefahr weiterer Verwicklungen
hin. Ob man aber wirklich in Wien ſich dazu aufraffen wird, er
ſcheint Herrn v. Jagow, wie Herrn Zimmermann noch
immer zweif

Man iſt alſo hier der Anſicht, daß es für Oeſterreich ſich um
eine Schickſalsſtunde handle, und aus dieſem Grunde hat man hier,
auf eine Anfrage aus Wien, vhae Högern erklärt, daß man mit
jedem Vorgehen, zu dem man ſich dort entſchließe, einverſtanden ſei,
auch auf die Gefahr eines Krieges mit Rußland hin.

Die Blankovollmacht,
die man dem Kabinettschef des Grafen Berchthold, dem Grafen
Hohas, gab,der zur Uebergabe eines allerhöchſten Handſchreibensund eines ausführuichen Promemorias hierher gekommen war, ging
ſoweit, daß die öſterreichiſchungariſche Regierung ermächtigt wurde,
mit Bulgarien wegen Aufnahme in den Dreibund zu perhandeln.

Jn Wien ſcheint man ein ſo unbedingtes Eintreten Deutſch
lands für die Donaumonarchie nicht erwartet zu haben, und
Herr Zimmermann hat den Eindruck, als ob es den immer ängſt-
lichen und entſchlußloſen Stellen in Wien faſt unangenehm

äre, daß von deutſcher Seite nicht zur Vorſicht undFartgare trug gemahnt worden ſei.
Man hätte es daher hier auch lieber geſehen, wenn mit der

Aktion gegen Serbien nicht ſo lange gewartet und der
le Regierung nicht die Zeit gelaſſen würde, etwa unter
r chfranzöſiſchem Druck von ſich aus eine Genugtuung anzu
ieten.“

Es wird dann in dieſem Bericht des Grafen Lerchenfeld an den
Grafen Hertlin e über die diplomatiſche Aktion Deutſch
lands geplaudert. Die Reichsleitung werde, mit dem Hinweis dar
auf, daß der Kaiſer auf der Nordlandsreiſe und der
Chef des Großen Generalſtabes ſowie der preußiſche Kriegs-
miniſter in Urlaub ſeien, behaupten, durch die Aktion Oeſterreichs
genau ſo überraſcht worden zu ſein, wie die anderen Mächte.“

Weiterhin werden über das vermutliche Verhalten der Mächte
allerlei Betrachtungen angeſtellt. Es heißt da: „Herr Zimmermann
nimmt an, daß ſowohl England und Frankreich, denen ein Krieg
zur Zeit kaum erwünſcht wäre, auf Rußland in friedlichem
Sinne einwirken werden, außerdem baut er darauf, daß das
„Bluffen“ eines der beliebteſten Requiſite der ruſſiſchen Politik
bildet und der Rufſe zwar gerne mit dem Schwerte droht, es aber
im entſcheidenden Momente doch nicht gerne für andere zieht.“

Ueber England wird geſagt, daß der Krieg zwiſchen Zweibund
und Dreibund England im jetzigen Zeitpunkte ſchon mit Rückſicht
auf die Lage in Jrland wenig willkommen ſei. Käme es
freilich Kriege, ſo ſei es die Auffaſſung in Berlin, die eng
liſchen Vettern würden wir auf der Seite unſerer Gegner
finden, da England befürchte, daß Frankreich im Falle einer Nieder-
lage auf die Stufe einer Macht zweiten Ranges herabſinke und da
mit das europäiſche Gleichgewicht geſtört würde. Nicht uninter-
eſſant iſt es, daß in dieſem Bericht auf eine ganz vertrau-
liche Mitteilung hingewieſen wird, wonach der deutſche Bot-
ſchaftsrat Fritz Stollber 7 Wien ſchon vor einigen Tagen bei
Oeſterreich die Frage einer Entſchädigung Jtoliens durch
Abtretung des ſüdlichen Trentino erörtert habe. ((Alſo
ſchon damals.)

Jn einem
Telephonat der Berliner bayriſchen Geſandtſchaft

vom 31. Juli 1914 früh wird die Ueberzeugung ausgeſprochen:
„daß die zweifellos redlichen Bemühungen Greys,
für die Erhaltung des Friedens zu wirken, den Gang der Dinge
nicht aufhalten werden.“

Am gleichen Tage wurde nach München von der bayriſchen Ge
ſandtſchaft das folgende Stimmungsbild telephoniert:

„Es laufen zur Zeit zwei Ultimata: Petersburg 12 Stun-
den. Paris 18 Stunden. Petersburg Anfrage nach Grund der
Mobilifierung. Paris Anfrage, ob neutral bleibt. Beide werden
ſelbſtverſtändlich ablehnend beantwortet werden.

Mobiliſierung ſpäteſtens Samstag, den 1. Auguſt um
Mitternacht.

Preußiſcher Generalſtab ſieht Krieg mit Frankreich mit
großer Zuverſicht entgegen, rechnet damit, Frankreich in vier
Wochen niederwerfen zu können: Jm franzöſiſchen Heer kein
guter Geiſt, wenig Steilfeuergeſchütze und ſchlechteres Gewehr.“
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Ehe man ſich über die veröffentlichten Aktenſtücke und die
Schuld der deutſchen und öſterreichiſchen Regierung an dem Aus-
bruch des Weltkrieges ein klares Bild machen kann, wird man gut
tun, die weiteren Veröffentlichungen abzuwarten. Jedenfalls möch-
ten wir es als voreilig bezeichnen, aus den veröffentlichten Urkunden
die unbedingte Abſicht Deutſchlands und Oeſterreichs zum Kriege
herauszuleſen. Vielleicht iſt es richtiger, wenn man annimmt, daß
zum mindeſten die deutſche Regierung nur die Abſicht gehabt hat,
durch ihr Verhalten Rußland zu bluffen in der Annahme, daß
r geſichts der friedlichen Stimmung Frankreichs und Eng
lands es nicht zum Kriege kommen laſſen werde. Dieſe Rechnung
hat ſich als falſch erwieſen. Aber dann bleibt immer noch die
Tatſache, daß die allgemeine Mobilmachung Rußlands die nächſte
Urſache zum Weltkrieg geweſen iſt.

Die düutſche Regierung und die Münchner
Beröffentlichungen.

Gegen die bekannten Münchner Veröffentlichungen über die ſdam Kriege wird das Auswärtige Amt Proteſt erheben. e W

darauf aufmerkſam, daß dieſe Veröffentlichungen nen Moment
nur zur F unſerer Gegner erfolgt ſind. Der reter Bayerns
in Bern iſt dort mit einem Vertauensmann Clemenceaus zuſammen-

kommen, der ihm ſuggeriert hat, ein Bekenntnis Deutſchlands zur
sſchuld könne unſere Stellung bei den Friedensverhandlungen verbeſſern. Es gehörte ein außerordentlich hoher Grad von GSuighudigteit

dazu, dem Vertrauten Clemenceaus auf den Leim zu gehen.
Außerdem haben dieſe Veröffentlichungen dazu hrt, daß wan

e en eren e u geführten Verhandlungen vorliegenden Akten nachprüfen läßt.

Vereitelte Friedenskonferenz?
Wien, 27. November. Die Neue Freie Preſſe meldet aus

dem Hagag:Aus diplomatiſchen Kreiſen wird fol Mitteil
Noch vor Beginn der deutſchen großen im Frü ehe d

ſchen engli und franzöſiſchen
eſultat gez daß

Friedenserörterung
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einzutreten und zwar unter bie für damalige Verhältniſſe
mmer waren. Augendlick ſollte die des

mee eeiner enz ge auf der über den Friwerden s für die Ausfü desKudendorff, der rreich.ungariſchen antwortete
uns ſiegent 24 Stunden ſpäter begann die deutſche

O enſive. eRumänien ſetzt den Krieg fort.
Budapeſt, 26. November. Wie das Achtuhrabenddlatt von zu

verläſſiger Seite erfährt, wurde die Mobiliſierung der reichs-rumäniſchen Streitkrä ordnet. Nach dem Sperationspian
wird das rumäniſche Heer, das unter a ſchem Kommando
ſteht, Siebenbürgen überfluten. Zwei rumäniſche Regimenter ſindbereits in Siebenbürgen eingerückt. König Ferdinand wendet ſich

in zwei Proklamationen an die Soldazen und ruft unter die
Fahnen, um den unterbrochenen Krieg nunmehr zu Ende zu führen.

Zur Vorbereitung der Jnternationale.
Longuet verwahrt ſich im Populaire du Centre ſehr

ſcharf gegen die Hetze in den Entent die lediglich bezwecke,
eine Einigung des Proletariats in der ganzen Welt zu verhindern,
das in keinem und in keinem Lande die Verantwortung für
das vergeſſene Blut trage. Beſonders verdammenswert ſei die
Hetze wegen der angeblichen Greueltaten der Deutſchen. i der
r Haßgefühls habe auch die deutſche Arbeiterſchaft
eine große Aufgabe zu erfüllen. Es wäre daher gut, wenn auf dem
nächſten Kongreß der Internationale die Verbrechen aller Länder,
beſonders aber auch die des kaiſerlichen Deutſchlands zur Sprache

rach? würden, wodurch die Solidarität der Arbeiter wirkſam ge
rdert werden könnte.

Unſer Amſterdamer Parteiblatt Het Volk berichtet, daß Ge
noſſe van Kol ein Telegramm von Henderſon erhalten habe, daß
die Schwierigkeiten, die der engliſche Seemannsverband der Aus-
reiſe Huysmans nach Belgien bereitete, nun überwunden ſeien.
Die belgiſche Regierung hat van Kol mitgeteilt, daß ſie in Eng-
land gegen das Verbot der Art von Huysmans proteſtierttte. g r begibt nun nach Belgien, um die

haltung einer 1 Jnter nationalen
ſchen Bureaus in Brüſſel vorzubereiten.

Gegen die gewaltſamen SEingriffe
in die Tabakverteilung.

Mehrere Fälle, in denen Arbeiter- und Soldatenräte Eni-
ſcheidungen über Verarbeitung und Verteilung von Rohtabaken ge-
troffen haben, geben dem deutſchen Tabakarbeiterverband, dem
Zentralverband Chriſtlicher Tabakarbeiter und dem Gewerkverein
der Zigarren- und Tabakarbeiter Veranlaſſung zum ſchärfſten Ein
ſpruch dagegen. Unter Berufung auf den von Ebert, Haaſe und
Köth unterzeichneten Aufruf an die Arbeiter- und Soldatenräte
vom 12. November 1618, wonach die bisherigen Beſchlagnahmen
von a ffen zunächſt beſtehen bleiben und neue Beſchlagnahmen
durch die A.- und S.Räte nicht ſtattfinden dürfen, weil ſonſt Ver
wirrungen unvermeidlich ſind, wird der Sachverhalt folgendermaßen
feſtgeſtellt:

Neue Vorräte von Rohtabaken ſind im allergünſtigſten Fallerſt nach Ablauf einer geraumen Friſt nach dem Frieden chluſſe

in Deutſchland zu erwarten, weil ſie in überſeeiſchen Ländern
lagern und erſt nach Wiedereröffnung der Schifffahrt nach Europa
geſchafft werden können; auch iſt ihre Verlagung nur möglich,
wenn entſprechende Auslandskredite für ihre 23ablung geſichertwerden. Die im Lande befindlichen Vorräte reichen nur bei ſeens

ſter Beachtung der am 10. Oktober 1918 erlaſſenen Kontingen-
tierungsvorſchriften bis zum nächſten Frühſommex, dem eheſten
Termin, zu dem überhaupt neue Vorräte zu erwarten ſind. Die
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände haben genaue
Vereinbarungen über Arbeitszeit und Lohnverhältniſſe getroffen,
um die Beſchäftigung einer möglichſt großen Zahl von Leuten und
namentlich die Wiedereinſtellung von Kriegsteilnehmern aus dem
Tabakgewerbe zu ſichern und haben in i der ſtaatlichen
Erwerbsloſenfürſorge auch die Fürſorge für ſolche Angehörige des
Tabakgewerbes geordnet, welche trotz dieſer Maßnahmen vorerſt
keine Arbeit finden können. Die bereits abgeſchloſſenen Verein-
barungen werden demnächſt bekannt gemacht werden.

Soll aber ihre Durchführung möglich ſein, ſo muß die Roh
ſtoffverteilung für das Zigarren, Rauch, Kau und Schnup k
gewerbe den bisher beauftragten Stellen, den deutſchen af
handelsgeſellſchaften von 1916 m. b. H. Bremen und Mannheim
überlaſſen bleiben. Die Tabakarbeiterverbände ſtehen mit ihrer
Geſchäftsleitung in dauernder Fühlung und arbeiten bei allen, die
Neubeſchaffung von Rohſtoffqa und den Wiederaufbau des Ge
werbes betreffenden Angelegenheiten mit.

Die Tabakarbeiterverbände richten daher an die Arbeiter-
und Soldatenräte die dringende Aufforderung, alle lokalen Ein-
griffe in die Tabakverteilung zu unterlaſſen und weiſen ihre Gau-
leiter und Vertrauensmänner an, mit aller Entſchiedenheit im
Sinne dieſer- Anweiſung zu wirken.

Jſt die Vationalverſammlung
notwendig?

Aus Beamtenkreiſen wird uns geſchrieben
Nur die Nationalverſammlung bürgt dafür, daß durch ſie der

wahre Willen des Volkes zum Ausdruck kommt. Wir wollen nicht
die Herrſchaft einer einzelnen Volksklafſſe, wie es bisher im alten
Obrigkeitsſtaate der Fall war, wir wollen als überzeugte Demo
kraten die Herrſchaft des geſamten Volkes. Keine Volksklaſſe, die
ehrlich am Wiederaufbau eines freiheitlichen Deutſchlands mit-
arbeiten will, ſei von der Mitarbeit ausgeſchloſſen! Jm Gegenſatz
zur Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands ſcheinen allerdings
die „Unabhängigen“ die Nationalverſammlung wie das Feuer
fürchten, ſie ſtemmen ſich mit allerlei Ausflüchten dagegen,
wollen lediglich die Diktatur des Proletariats, die, auf deutſche Ver-
hältniſſe angewendet, zweifellos Anarchie, Kampf aller ver alle
bedeuten würde und namenloſes Elend über unſer Vaterland
bringen würde. Wenn, wie in Leipgzig, lediglich die „Unab-
hängigen“ die Diktatur in rückſichtsloſer Weiſe ausübten und alle
anderen Parteien an die Wand drücken, treiben wir unweigerlich
dem Bolſchewismus zu. Beweiſt dieſer ſchon in Rußland, daß er
nicht fähig iſt, dem Lande Ruhe und Ordnung wiederzugeben, um-
oweniger hätte er Ausſicht, unſerem deutſchen Vaterlande die
eilung der vielen blutenden u verſchaffen, da er

im Gegenteile Bürger, Gelehrte, Kaufleute, Beamte, Handwerker
und auch einen guten Teil der Arbeiter ſelbſt völlig ausſchalten
würde. Druck aber erzeugt Gegendruck, das iſt eine alte Weisheit.
Darum trete ein jeder, der die J der Revolution
behaupten will, klar und offen für die Nationalverſammlung ein!
Jede Reaktion von unten oder oben ſei unſer ind!

Die Sozialiſierung unſeres wirtſchaftl Lebens
kann, darüber ſind alle Einſichtigen klar, nicht im Eilzugs-
tempo erfolgen, ſie muß Schritt für itt bewirkt werden. Auch
in außenpolitiſcher Beziehung bedeutet eine reine der
Soldatenräte eine eminente Gefahr. Die Entente ſchon bei
den Waffenſtillſtandsverhandlungen zur See bewieſen, daß ſie nur
mit einer vom n Volke anerkannten Regierung verhandeln
wird. Soll alſo durch das Hinausſchieben der Nationalverſammlung
der Friede, den wir faſt mehr brauchen als das tägliche Brot, ge
fährdet werden Ein ungeheurer Sturm im würde in
Kürgze dieſes Friedenshindernis zu beſeitigen wiſſen. Darum noch
einmal die Parole:

ozialiſti

Arbeiter und Bürgerabonniert die

r Volksſtimme
für Halle und den Reg.Bez. Merſeburg.
Monatlich 1. Mark frei ins Haus.

mmmm2
Votlage der ſächſiſchen Jnduſtrie.

Jn- einer Verſammlung der Ortsgruppe Dresden des Ver-
bandes Sächſiſcher Jnduſtrieller, in der auch die Eiſenbahndirektion
vertreten war, fand eine Ausſprache über die bedrohliche wirt-
ſchaftliche Geſamtlage der ſächſiſchen Induſtrie ſtatt. Es wurde
feſtgeſtellt der Wegfall der böhmiſchen Kohlenzufuhr, ohne Ausſicht,
daß in nächſter Zeit die tſchechiſch-ſowakiſche Regierung ſich eines
beſſeren beſinnen wird; ausgedehnter Streik in dem oberſchleſiſchen
Kohlenrevier, zurückzuführen teils auf politiſche Beweggründe, teils
darauf, daß man eine Steigerung des Schichtlohnes auf das dop-
pelte verlangte, wodurch jede wirtſchaftliche Betätigung aufhört;
empfindliche Einbuße der Förderung im ZwickauOelsnitzer, wie
auch im Gornauer Kohrenrevier durch Einführung des Achtſtunden-
tages und durch Ausfall der Gefangenenarbeit. Die Anregung,
Soldaten einzuſtellen, wurde abgelehnt, da die Erfahrung gezeigt
habe, daß die betreffenden nur verdienen, aber nicht arbeiten
wollen. (1!) Weiteſtgehende Sperre der Rohmaterialienzufuhr, die
es der Eiſenbahn nur geſtattet, die gegenwärtigen lebenswichtigſten
Wirtſchaftszweige zu bedenken, ſo daß alſo der Induſtrie nicht nur
Kohlen, ſondern auch die Rohſtoffe fehlen. Trotzdem die Ver-
ordnung des Arbeiter und Soldatenrats zu Dresden, von Sonn-
abend auf Montag den Betrieb auf die AchtſtundenSchicht um
zuſtellen und bei Arbeitszeitverkürzung keine Lohnverkürzung ein
treten zu laſſen. Dazu kommt die durch das Treiben der Sparta-
kusgruppe wachgerufene einſeitige Unſicherheit des Unternehmers,
der nicht mehr ſicher weiß, über welche Mittel er in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit noch verfügen kann.

Um dieſem unhaltbaren Zuſtand ein Ende zu machen, erklang
in der Verſammlung die Forderung nach Einberufung der konſti-
tuierenden Nationalverſammlung. Außerdem wurde die ernſte
Frage geſtellt, woher die Betriebe das Geld für die lawinenartig
anwachſenden ungeheuren Mehrforderungen in einer Zeit gewinn-
loſer Beſchäftigung nehmen ſollen. Der Vorſtand der Ortsgruppe

gegenwärtigen ſächſiſchen Regierung beingehend Rückſprache zu
nehmen.

Wenn die Unternehmer es ablehnen, Soldaten einzuſtellen,
weil ſie nur verdienen, aber nicht arbeiten wollen, ſo iſt das eine
unverſchämte Verdächtigung der Arbeiter, aus denen ſich doch nir
die Soldaten rekrutieren, eine Verdächtigung, die auf das aller
ſchärfſte zurückgewieſen werden muß. Jm übrigen aber zeigen die
Darlegungen, daß die Induſtrie in einer ſchwierigen Lage iſt und
die volle Wiederaufnahme der Betriebe nicht ſo einfach iſt.

Die Eiſeninduſtrie vor einer
Kataſtrophe?

Wie aus ſozialiſtiſchen Regierungskreiſen verlautet, droht un
mittelbar eine der ſchlimmſten Kataſtrophen. Uns fehlen plötzlich
die Eiſenerzgruben in Elſaß-Lothringen und auch
die Kohlengruben in Oberſchleſien, die von den Polen
beanſprucht werden, zum Teil auch durch Streik ſtillgelegt find.
Mit den Gruben in dieſen beiden Randgebieten des Reiches ſteht
und fällt aber die Weiterbeſchäftigung der ganzen deutſchen Eiſen-
induſtrie, die Millionen von Arbeitern und Angeſtellten beſchäftigt.
An eine Zufuhr aus Schweden und Spanien iſt, ſolange die feind-
liche Blockade Deutſchlands noch währt, nicht zu denken, und man
rechnet daher in Regierungskreiſen damit, daß bis Mitte Dezember
Millionen deutſcher Arbeiter arbeitslos werden. Einſtweilen ſieht
man noch keinen Ausweg aus dieſer ungeheuren Gefahr. Nur
darüber iſt ſich die Regierung klar, daß die bisherige Notregelung,
die dahin ging, daß die Fabriken weiterarbeiten und ihre Arbeiter
weiter bezahlen mußten, auf die Dauer nicht aufrechterhalten wer
den kann, wenn nicht die ganze deutſche Jnduſtrie in Grund und
Boden ruiniert werden ſoll. Man kann ſich den Ernſt der
Lage nicht genug einſchärfen.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Rücktritt Dr. Solfs.
Die Freiheit ſchreibt: Nach dem Verlauf der Beſprechung

der Vertreter der einzelnen Bundesſtaaten in der Reichskanzlei
darf man damit rechnen, daß der Staatsſekretär Dr. Solf, deſſen
Haltung die ſchärfſte Kritik der Verſammelten herausforderte, in
allernächſter Zeit ſeinen Abſchied einreichen wird.

Rücktritt des Juſtizminiſters Spahn.
Der preußiſche Juſtizminiſter Spahn hat ſeine Entlaſſung

eingereicht. Das preußiſche Juſtizminiſterium dürfte dann mit
gleichen Rechten von den Gen. Roſenfeld als Vertreter der unab-
hängigen Partei und dem Rechtsanwalt Heine als Vertreter der
ſozialdemokratiſchen Partei verwaltet werden.

Die Wahlen zur Vationalderſammlung
geben dem Vor wärts zu folgender u Anlaß:

Die Unabhängigen geraten durch das ſpartakiſtiſche
Treiben in eine immer ſchwierige Lage. Sie ſehen die National-
verſammlung kommen und müſſen damit rechnen, daß ihnen die Wäh-

ler eines Tages ſagen: Anwerden, wie könnt Jhr alſo verlangen, daß wir Euch wählen?
Wir glauben, ſagt der Vorwärts, vor den Folgen einer unglüc-
n Taktik warnen, auf alle Fälle aber betonen zu müſſen, daß der
nach der Nationalverſammlung von Partei ausgegangen,

und daß das allgemeine gleiche recht eine Errungenſchaft der Revo
lufien und insbeſondere der ſoziaſdemokraſiſchen Täligkelt iſt. Wir
ſind überzeugt, daß eine andere weniger klare und feſte Stellungnahmeder Revolution und dem Sozialismus ſchadet. n

nicht offen ſteht. Es ſei deshalb
der Arbeiterräte oder Nationalverſammlung, für die nächſte

vollkommen belanglos, im Hinblick auf die ſozialiſtiſche Ent
wicklung.

Diktatur Hindenburg
Her mit der Nationalverſammlung! Die Deutſche Zeitung klagt über den drohenden völligen

Zerfall Deutſchlands und empfiehlt als Abhilfsmittel eine provi-

Dresden des Verbandes Sächſiſcher Jnduſtrieller verſprach, mit der

die Form der politiſchen Verfaſſung,

r im a gewe; Mohrt an ihn klammern, nachdem ſie
rſönlichkeiten kompromittiert haben.

eine Diktatur Hindenburgs
t hinwegkäme, die doch nicht

von den jetz eitern der Reichsgeſchäfte verſchuldet ſind, ſondern von
denen, die Deutſchland bis an den Rand des Abgrunds geführt haben,
3 es abſurd, daß ſie nur einem alldeutſchen Hirn entſpringen konnte.

Dieſes wahre Unglück des deutſchen Volkes wird es auch jetzt noch
fertig bringen, daß die halbwegs geordnete Zurückführung des Heeres,
für die Hindenburg ſich der Regierung zur Verfügung ſtellt und für die

ilfe angenommen hat, durch politiſche Quertreibereien
geſtört wird.

Die Arbeitszeit in den Bäckereien und
Konditoreien.

Die Volksbeauftragten Ebert und Haaſe und der Staats-
ekretär des Reichsamts Bauer haben eine bis ins einzelne gehende

erordnung über die Arbeitszeit in den Bäckereien und Kondito
reien veröffentlicht. Danach darf die regelmäßige tägliche Arbeitszeit
8 Stunden nicht überſchreiten. Den Arbeiterinnen und jugendlichen
Arbeitern, die länger als 4 Stunden arbeiten, müſſen Pauſen von zu
ſammen mindeſtens einer halben Stunde gewährt werden. Werden
ſie länger als ſechs Stunden beſchäftigt, ſo muß die Geſamtdauer der
Pauſen mindeſtens eine Stunde und eine der Pauſen mindeſtens eine

Stunde betragen. D. Beſtimmungen über die Arbeitszeit in den
eien gelten auch für die Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge und ſonſtigen

Arbeiter in den Gaſt und Schankwirtſchaften, Speiſeanſtalten, Wa
renhäuſern, Mühlen und andern gewerblichen Betrieben, ſowie in
Bahnhofswirtſchaften. In den gewerblichen Bäckereien müſſen die
Arbeiten an den Werktagen mindeſtens von 10 Uhr abends bis 6 Uhr
morgens vollſtändig ruhen. An Sonn und Feſttagen darf in gewer
lichen Bäckereien und Konditoreien nicht gearbeitet werden. Jedoch
dürfen nach 6 Uhr abends während einer Stunde Arbeiten vorgenommen
werden, die zur Wiederaufnahme des regelmäßigen Betriebes am fol
nenden Werttage notwendig ſind. Gewiſſe Ausnahmen von dieſen Be
ſtimmungen können. von den Gewerbeaufſichtsbeamten in Notfällen uſw.
nachgelaſſen werden. Wer den neuen Beſtimmungen zuwiderhandelt,
kann mit Geld bis zu 2000 M. oder mit Gefängnis bis zu 6 Moraten
beſtraft werden.

i c inderwurr
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Oeſterreich.

Die Geſandtſchaften in Wien.
Der Staatsrat hat an die in Wien befindlichen Geſandt-

ſchaften und Botſchaften neutraler Staaten das Erſuchen gerichtet,
für die Ueberwachung ihrer Perſonen und amtlichen Räume Militär
aus ihren eigenen Ländern heranzuziehen, weil er nicht in der
Lage ſei, für die Sicherheit der Geſandtſchaften ſich zu verbürgen.

Aus aller Welt.
Revoltierende Offiziere.

Kaſſel, 36. November. Bereits vor einigen Tagen hatte ein
Offizier mit zwei Unteroffizieren eine der vom Triumphbogen vor
dem Bahnhof wehenden roten Fahnen herunterzureißen verſucht.
Heute früh 534 Uhr erſchienen Leutnant Krüger, RittmeiſterKroska und ein dritter fie deſſen Name nicht feſtgeſtellt wer
den konnte, und riſſen beide roten Fahnen herab, um ſie zu zer-
reißen. Auf die von einem Poſten alarmierte Wachmannſchaft
ſchoß Leutnant Krüger ſein Gewehr ab. Er wurde darauf von der
Wache tödlich verletzt. Der Rittmeiſter wurde geſtellt und ab-
S Der dritte Offizier ebenfalls. Der Zentralarbeiter- und

oldatenrat warnt in einem Aufruf vor Beleidigung der roten
Fahne, die unnachſichtlich geahndet werden müßten, und verweiſt

u und die ſchwarz- weißrote Fahne unbeanſtandet
aſſe.

Geldraub zweier Flieger.
Budapeſt, 26. November. Aus den Filialen der öſterreichiſch-

ungariſchen Bank wurden anläßlich des Rückzuges der Truppen
der größte Teil der Geldbeſtände nach Ujvidek gebracht, wo 32 Mil-
lionen Kronen auf den Weitertransport warteten. Bei der Ueber-
gabe wurde das Geld von zwei Flugzeugführern geſtohlen. Dieſv
beiden Flieger haben das Geld auf dem Luftwege entführt, ohne
daß man bisher irgendeine Spur der beiden entdeckt hätte.

Letzte Nachrichten.
Berlin, 27. November. Wie der Lokalanzeiger hört, wird von

einflußreichen Kreiſen auf die Regierung dahin eingewirkt, daß von
deutſcher Seite eine Einladung an den Präſidenten Wilſon ge-
richtet werden möge, auch Deutſchland oder einige deutſche Häfen
zu beſuchen, falls er ſich zur Friedenskonferenz nach Eurova be
geben ſollte.

London, 26. November. Der Direktor des Kriegshandelsamtes
kündigte an, daß der Ausfuhrhandel nach Holland unter
Lizeng wieder aufgenommen werden kann. Das Kriegshandelsamt
iſt bereit, Ausfuhrgeſuche entgegenzunehmen. Dieſe Erklärung
bezieht ſich aber nicht auf Baumwollwaren, Wolle und Wollwaren,
über die noch eine beſondere Bekanntmachung erfolgt.

Lehte Lokal- und Proviaznachrichten.
Halle, 27. November 1918.

Wiedereröffnung. Am Sonnabend, dem 23: November, eröffnete
Herr Ed. Hennig fein Kaffee- Reſtaurant „Reichshof“ wieder. Küche
und Keller tragen allen heutigen Anforderungen Rechnung. Hervor-
ragende Leiſtungen der Kapelle ſorgen für angenehme Unterhaltung

Verlorene Töchler“ nennt ſich ein Filmwerk, das ſich am Freitag
dem 29. November, in den U.-T.-Lichtſpielhaus, Alte Promenade, vor
führen wird. Der neue Film iſt, wie man uns mitteilt, mit Unter
tützung des Deutſchen Frauenbundes und der verbündeten Vereine für
Mittelſtandsfürſorge hergeſtellt und dient insbeſondere der Bekämpfung
des Mädchenhandels. Es iſt eine Tragödie, die ſich hier in ſechs Ab
teilungen abrollt. Mit großer Eindringlichkeit und Lebenswahrheit
werden die entſetzlichen Gefahren geſchildert, denen die unerfahrene

in der Großſtadt ausgeſetzt iſt.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Rinderfett. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 58 001

bis 58 500, nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 58 501--60 060
der Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. in
der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Keks. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 12001--13500,
nachmittags von 2—6 Uhr: Nr. 13501--16000 der Lebens
mittelſcheine jede Perſon ein Paket zum Preiſe von 37 Pf.

Quark. T e a nMolkereie n n o n Stellen: n,Goſenſtraße 17 Raſt, Schillerſtraße 17 und in r Werke

ſtelle der Niemberger Molkerei, Ranniſche Straße 20/21
(8-12 Uhr) für letzigenannte Firma nur für die
welche in die Kundenliſte in der Schulſtraße eingetragen ſind.
Für die zwei anderen Firmen ſind nur diejenigen zugelaſſen,

ur Kundenliſte angemeldetwelche bei den Vorgenannten
Pfennig.ſind. Jede Perfon Pfd. für

auf das Beiſpiel der Sozialdemokratie, die zrotz ihrer Anſichten die
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Amtliche Bekanntmachungen.

Bekanntmachung.
ſh. die ErzeugerHöchſtpreiſe für gelbe und weiße Kohlrüben gewaue

inmietungs-
haben, werden die Klein

ſich durch das Hinzutreten der Anfuhrprämien,
ſchläge und Erfaſſungs ebühren ehanelbprefſe wie folgt feſtgeſet:

1. für gelbe Kohlrüben auf 10 Pf. das Pfund.
2. für weiße Kohlrüben auf 9 Pf. das Pfund.

Halle, den N. Rovember 10918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Vorlage des Kuhkataſters betreffend

Die Kuhhalter der hieſigen Stadt werden hiermit aufgeſordert,
das von ihnen zu führende Rindviehkataſter über die Anzahl der
bei ihnen vorhandenen Milchkühe, Spannkühe, männlichen Zug-

Bekanntmachung.

T dem Lande,ſt derer Bet r
nder

mitteln nur gegen Karten, Verfütterungsverb
Augenblick mit verſchärfter G keit durchgee

in Ausſicht r von Lebensmittelnkommen köänn, wie groß dieſe M eſſenwerben ſteht noch in Weiſe Nur die ſtrikte Aufrecht

Vorſchri I das
Hallkle, den 26. November 1918. Der Magſſtral.

Bekanntmachung.
Sämtliche im Stadtbezirk wohnende Landwirte werden hier

durch aufgefordert, binnen 3 Tagen die Kartoffelbezugsſcheine, auf
die ſie in Halliſche Haushaltungen Kartoffeln geliefert haben, und

tiere und Kälber binnen 3 Tagen dem Stadternährungsamt, ihre Wirtſchaftsblätter, ordnungsgemäß ausgefüllt, dem Stadt
Markt 22, Zimmer 35, vorzulegen. ernährungsamt Kartoffelkartothek einzureichen.

ret ein Grun z n
rank-heit und mit h

h

ben ſofort a dem r. S etterargt des Slebtreeſes wer der

iverwaltung ePorter gbermker 1918. Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung.
Wichtig für Hausbeſitzer.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntm ng vom 19. Nov.u. J. wird hierdurch zur m entlichen Kenntnis gebracht, daß die

Bau-Exlauknisſcheine zur Umlegung von Grundſtücksentwäſſe
rungen in den Fällen, wo die Ausführung bisher unterblieben iſt,
letztmalig bis 1. i 1919 verlängert werden. Es bedarf alſo
eines beſonderen ntrages zur Verlän ng dieſer Erlaubnisſcheine bis dahin nicht. wer

t ihrer Weitere nft der C auf ein men sAuftreten der beſonders zu merken und etwai dachte

Halle, den 27. November 1918. Der Magiſtrat. Halle, den 27. November 10918. Der Magiſtrat. Halle, 22. November 1018. en.
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O h Voranzeige: Ab Proitag- den 29. November 1918 O
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I Der Original Kultur und Aufklärungsfilm gegen den Mäcdchenhandel

„Verlorene Töchter
Ergreifende Tragödie in 6 Abteilungen mit Gesangseinlagen, gesungen von der Opernsängerin Julie Stephanie-Nöhren

Ein verdienstvolles Werk und eine erfreuliche Tat, Als erläuterndes Beispiel dienen die Schicksale
weil die traurige Wahrheit nicht schamhaft ver- zweier nach Sücamerika verschleppten Mädchen,
I hüllt und mit der erschütternden Wirklichkeit nicht die in spannender, regie-technisch einwandfreier

Versteck gespielt wird. Folge abrollen.

Aus reichem authentischen Material aufgebaut, führt
der Film durch die Stätte des weißen Skiaven-
handels, deckt die Praktiken der gewissenlosen
Händler auf und bringt eine anschauliche

Warnung an Eltern und T&chter.
Der „Dresdner Lokalanzeiger“ schreſbt: „Verforene Töchter“ ist der Film des Großstadtelends, wie es durch verbrecherische Mäadchenhändler heraufbeschworen

wird, und gewährt einen Einblick in den Abgrund furchtbarster Gefahren, die den unerfahrenen Mädchen in den großen Stääten drohen. Wieder einmal ist hier der Fllm
beruken, soziales Elend aufzudecken. Mit seiner vorzüglichen Ausstattung gibt dieses Werk dem Beschauer eine Fülle vuchtiger Eindrücke mit.

IIturze Jeit. e eszirk J t s ä ß t n i ff Ihaſagöle Donnerstag, den 28. Ropbt.
Dienstag, d. 3. Degbr An ang 7 Uhr. Ende vor 10 Uhr

u abends Uhr Stradella.im Saal des Wintergartens
Magdeburger Straße.

Mittwoch. 27. November, abends 8 UhrRovitäten- Vorſtellung.

Oper von Flotow.ko n e r t. Die vorſichtige

Tüchtige, sSelbständig

Erdarheiter
für Abraumbetrieh Touehy,

Donnerstag, 28. November, abends 8 Uhr arhbeitendeEliteVorſteitung finden dauernde Beschäftigung. E irs ti, Dtramonteurs
Vorwerlaif ind ehe der dicte ehe Anſgieg tet rnesti, ochund Plakate. [1738 2579 miede,Elektrowerk A.-6. Hesternbägen., Maschinisten

A H it z nh Grube Golpa. Post Zschornewitz, Bezirk Halle. c Schl4 etrerirne erm. Bahnstation Burgkemnitz. zhar Braun. un asserSämtlich Mitglieder des smeht zu sofortigemStadttheaters. Eintritt 3
T Grube Elise i,Karten 4 10, 3.10, 2.10,

Mücheln b. Mersehburg.

W könnt ihr nach der Arbeit eure Sachen nähen0 und in Ordnung bringen und an allen unent-
eltlichen Kurſen teilnehmenWo könnt ihr abends euer Eſſen wärmen und in

Ruhe verzehren
W findet ihr warme Zimmer mit Licht, Zeitungen2 und Büchern? Alles dieſes bietet euch u

1.55 bei 9. Hothan.
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Konzertdirektion:

geltlich das 7 Kopfriel Aummerehl. Arbeiter,fernen n i 8 Reichshof S.Anlbeee eſenen Aue Promanage 5 e
Täglich von 4 bis 6 h und von 7 bis -I O Uhr

Vornehmes Künstler- Konzert
(Kapellmeister Erich Augustin) 11742

Monteure
für Fisenkonstruktionen werden eingestelltG. Weihe Co.

Aeußere Delitaseher Straße 19.

Umpreßhüte
werden angenommen.

Umarbeitungen nach neueſten
1404] r bemen.

Geoße Ruswahl neuer

Veloue, Samt und Filzhüte.

Fritz Möſenthin
Buegſtraße I, gegenüber ber Buerg.

Donnerstag nachm. 4 bis 6 UVir

e Moderne Operettenmusik 89
nach Wunsch

zaſt nene echte Nachruf.
Sonntag, den 24. d. Mts., starb plötzlichP unser Heizer, HerrHerr Dr. Hammer

Facharzt far Heut- ung Geschieähsterankhelten. ren Johann Fieller. W
Sprechstunden: v 8 11, nachmittags Verti fas, Malra M treuester Pflichterfüllung hat er alle

5 7 ben erfüllt. Wir werden sein An-(grohe Auswahl) empfiehlt m getea en in Ehren en.
eng e R T ter r Halle, den 27. November 1918.

Schuhe Gewerkschaftshaus 6. m. b. H.

Die Praxis meines Hauses übernimmt

seine e e e e en te e n n n m n e einsArbeitsamt nAbteilung für e 2, Erdgeſch. See Burgſtraße r.



Tr. 275.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Mittwoch den 27. November 1918. 2. Jahrgang

Halle und Saalkreis.
Halle, 27. November 1918.

Bertreterwahlen zum
Großen Arbeiterrat Halle.

Nachdem die Friſten zur Anmeldung der in den Belrieben beſchäf
ten Arbeiler und Angeſtellten abgelaufen ſind, ſollen die Wahlen nun
mehr vorgenommen werden. Da die Ziſammenlegung der kleineren
Betriebe noch einige Tage Arbeil machi, kann einſtweilen erſt die Wahl
der Bertreler aus den Betrieben vorgenommen werden, die für ſich
wählen.

Es enkfallen Vertreter zum großen Arbeiferrat auf die Belriebe:
Wegriin u. Hübner 3, Halliſche Maſchinenfabrik und Eiſengießerei Ludw.

Kathe u Sohn 2, Zuckerraffinerie Halle 2, Weiſe u. Monskl 2, Städt.
Gas und Waſſerwerke 1, Herbſt u. Ko. 1, Ollo Hendel Verlag 1,
AuſoSchachtſchabel 1, Zimmermann u. Ko. 1, Caeſac u. Loretz 1, Hal

liſche Röhrenwerke A.G. 1, Zenkral-Genoſſenſchaft 1, Gebr. Ragel
Trotha 1, Heinrich Frank Söhne 1, Kröllwitzer Aktien Papierfabrik 2,
Halliſche Nachrichlen 1, Jdung 2, Weiſe Söhnel, Huth u. Ko. 1, Zen
tralwerkſtait der Eiſenbahn 5, Eiſenbahn Betriebswerkſtelle 2.

Die Wahl der Vertreler in dieſen Beiriebn hat ſiaktzufinden am

Donnerstag, den 28. November.
Wohlberechligt ſind alle männlichen und weiblichen Arbeiter und

Angeſtelllen über 18 Jahre. Werden in der Woahlverſammlung mehr
Aandidolen vorgeſchlagen, als Vertreier zu wählen ſind, ſo ha die
Wahl durch Slimmzellel zu erfolgen. Einfache Mehrheit entſcheidet;
bei Sſimmengleichheit das Los.

Die Wahlhandlung wird von den Arbeiler- bzw. Angeſteſlktenaus-
ſchüſſen zorbereilet und geleilei. Genügende Bekannigabe (durch An
ſchlag bzw. Aushang oder Aufruf) iſt nolwendig. Die Arbeiterausſchäſſe
haben auch, wenn durch Slimmzellel gewählt wird, die Auszählung vor
zunehmen. Nach Feſtſtellung des Wahlbezirkes iſt ein Prolokoll auf
zunehmen, das die Namen der Gewählten ſowie die erreichen Slimmen
zahlen enſhältl und vom Arbeilerausſchuß unlerzeichnet wird. Dieſes
Woahlprolokoll iſt unverzügſich einzuſenden an den Vollzugsausſchuß

des Arbeilerrates Sladſhaus, 2 Treppen.

Der Vollzugsausſchuß des Arbeiterrats.
J. A.: Kilign.

Die Armenfürſorge in Halle.
Die Unterſtützungsſätze in der Armenfürſorge der Stadt Halle

ben ſoeben eine Ausgeſtaltung erfahren. Dos iſt dadurch geſchehen,
ß die „Bedarfsſätze erhöht worden ſind. Dieſe kewrage jetzt für

Nahrung, Heizung und Miete bis auf weiteres in der Regel a) für
einen a geſebey e Mann oder eine alleinſtehende Frau 60 M. (ſeit
her 50 M.), b) für zwei zu ammenlebende, einen gemeinſchaftlichen
Haushalt führende erwachſene Perſonen 84 M. (ſeither 70 M.), c) für
das erſte Kind unter 14 Jahren 18 M. (ſeither 15 M.), d) für jedes
weitere Kind unter 14 Jahren 12 M. (ſeither 10 M.). Der monatliche
Bedarfſatz für eine aus Mann, Ehefrau und 5 Kindern unter 14 Jah-
ren beſtehende Familie iſt ſomit in der Regel auf monatlich höchſtens
150 M. zu berechnen. Von dieſen Höchſt oder Ausſchlußſätzen ſind
die Einnahmen der Familie in Abzug zu bringen; der Fehlbetrag gibt
die Höhe der Armenunterſtützung an, die zu zahlen iſt. Es können ge
kürzt werden die Einkünfte aus Vermögen und der Arbeitsverdienſt
des Familienhauptes und ſeiner Haushaltsangehörigen, abzüglich der
Beiträge zur ſozialen Verſicherung. Die im Haushalte des Familien
hauptes lebenden erwachſenen Kinder ſind nach F 1601 des Bürger-
lichen Geſetzbuches zwar unterhaltspflichtig gegenüber ihren Eltern und
Großeltern, aber nur dann, wenn ihr ſiandesmäßiger Unterhalt dadurch
nicht gefährdet wird. Es ſoll verhütet werden, daß ſolche Kinder in
L zu hoher Anforderungen den Haushalt der Eltern verlaſſen.

leibt der Monatsverdienſt eines Kindes unter 45 M., ſo iſt ſowohl
der Verdienſt als auch der Bedarfsſatz bei der Berechnung der Unter-
ſtützung in voller Höhe einzuſetzen. Ueberſteigt der Verdienſt dieſen
Betrag, ſo ſcheidet das Kind zwar bei der Bedarfsberechnung für die

Zwiſchen Himmel und Erde.
57 Roman von Otto Ludwig.

„Wo hat es hingeſchlagen?“ fragte Apollonius, der eben
daher kam. Jn die Seite nach Brambach zu,“ antworteten
viele Stimmen. Apollonius machte ſich Bahn durch die
Menge. Mit großen Schritten eilte er die Turmtreppe hin-
auf. Er war den langſamern Begleitern um eine gute Strecke
voraus. Oben fragte er vergebens. Die Türmersleute mein-
ten, es müſſe ein kalter Schlag geweſen ſein, und waren doch
im Begriff, ihre beſten Sachen zuſammenzuraffen, um vom
Turme zu fliehen. Nur der Geſell, den er am Ofen be
ſchäftigt fand, beſaß noch Faſſung. Apollonius eilte mit
Laternen nach dem Dachgebälk, um ſie da aufzuhängen. Die
Leitertreppe zitterte nicht mehr unter ſeinen Füßen; er war
zu eilig, das zu bemerken. Jnnen am Dachgebälk wurde
Apollonius keine Spur von einem beginnenden Brande ge
wahr. Weder der Schwefelgeruch, der einen Einſchlag be-
zeichnet, noch gewöhnlicher Rauch war zu bemerken. Apollo-
nius hörte ſeine Begleiter auf der Treppe. Er rief ihnen zu,
er ſei hier. Jn dem Augenblicke zuckte es blau zu allen Turm-
luken herein und unmittelbar darauf rüttelte ein praſſelnder
Donner an dem Turm. Apollonius ſtand erſt wie betäubt.
Hötte er nicht unwillkürlich nach einem Balken gegriffen, er
wäre umgefallen von der Erſchütterung. Ein dicker Schwefel
qualm benahm ihm den Atem. Er ſprang nach der näch
ſten Dachluke, um friſche Luft zu ſchöpfen. Die Werkleute,
dem Schlage ferner, waren nicht betäubt worden, aber vor
Schrecken auf den oberſten Treppenſtufen ſtehen geblieben.
„Herauf!“ rief ihnen Apollonius zu. „Schnell das Waſſer!
die Spritze! Jn dieſe Seite muß es geſchlagen haben, von
da kam Luftdruck und Schwefelgernch. Schnell mit Waſſer
und Spritze an die Ausfahrttür.“ Der Zimmermeiſter rief,
ſchon auf der Leitertreppe, huſtend: „aber der Dampfl!“ „Nur
ſchnelll“ entgegnete Apollonius. „Die Ausfahrtür wird
mehr Luft geben, als uns lieb iſt.“ Der Maurer und der
Schornſteinfeger folgten dem Zimmermann, der die Schläuche
trug, ſo ſchnell ais möglich, mit der Spritze die Leitertreppe.
hinauf. Die andern brachten Eimer kalten, der Geſell einen

Familie aus, dagegen iſt je nach Lage der Sache der Mehrbetrag des
Verdienſtes mit einem Viertel bis zur Hälfte dem Familienhaupte als
reines Einkommen anzurechnen.

Das Pflegegeld für Kinder, die ganz auf Koſten der Armen-
verwaltung unterhalten werden müſſen, iſt ebenfalls erhöht worden.
Es beträgt nunmehr für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebensjahr
30 M. für Kinder im Alter von über zwei Jahren 25 M. monatlich.
Dieſe Unterſtützungen ſollen nur dann gewährt werden, wenn keiner
lei Einkommen oder wenn Arbeitsunfähigkeit der Unterhaltspflichtigen
(z. B. der Mutter) vorliegt. Andernfalls ſollen die Sätze nur Anhalts
punkte für die richtige Bemeſſung der Unterſtützung in einzelnen Fällen
bilden. Die Erhöhung der Unterſtützungsſätze war bei der großen
Entwertung des Geldes eine dringende Notwendigkeit. Ob die Ver
beſſerung auch wirklich genügt, iſt eine andere Frage.

Mitwirkung der Gewerkſchaften in der
Aebergangswirtſchaft.

Eine Sitzung von Vertretern Halliſcher Gewerkſchaften, die am
25. November ſtattfand, beſchäftigte ſich erneut mit den Fragen der
Demobiliſation. Es wurden dabei eine Reihe Richtlinien aufgeſtellt.
Nach dieſen wünſchen die Gewerkſchaften von den für ſie zuſtändigen
Unternehmer- und Arbeitgeber-Organiſationen oder den einzelnen
Unternehmern:

1. Sofortige Aufklärung über die vorhandenen, hereinkommenden
und in ſicherer Ausſicht ſtehenden Beſtellungen und Aufträge.

Sofortige Vereinbarung gemeinſamer Tätigkeit, um Aufträge
zu erlangen.

3. Mitteilung über Rohſtoff- und ſonſtigen Materialmangel, wo
durch die Fortſetzung der Produktion und die Beſchäftigung von Ar
beitern und Angeſtellten gehemmt wird.

4. Sofortige Vereinbarung gemeinſamer Veranſtaltungen, um die
feſtgeſtellten Mängel nach Möglicheit zu beheben.

5. Sofortige Vereinbarungen über die mögliche Vermeidung von
Entlaſſungen und Regelung der unerläßlichen Kündigung von Hilfs-
kräften nach beſtimmten Grundſätzen (z. B. nach den wirtſchaftlichen
Verhältniſſen der nicht mehr Benötigten).

6. Mitteilung über alle geplanten und in Ausſicht ſtehenden Ent-
laſſungen von Arbeitern und Arbeiterinnen.

7. Rechtzeitige vorherige Mitteilungen über notwendige Neuein-
ſtellungen von Arbeitskräften, die ſich auch auf deren Arbeitsbedingun-
gen zu erſtrecken hat

Die e Angelegenheiten ſollen zunächſt die einzelnen Eewerkſchaften
lbſt mit den Unternehmern bzw. den Arbeitgeberorganiſationen er-

edigen. Sollten ſie hierzu nicht in der Lage ſein oder ſollten ſich da
bei Schwierigkeiten ergeben, ſo iſt des Gewerkſchaftskartell (Harz 42/44,
Zimmer 6) bereit, helfend mitzuwirken.

Der Vorſtand des Gewerkſchaflskartells. Strehhe r, Vorſitzender.

Gewerkſchaftliche Winke für die Demobilmachung.
Die Rückkehr der Kriegsteilnehmer drängt zu einer Reihe wirt-

ſchaftlicher Mafßnahmen. Das Eewerkſchaftskartell hatte daher zu Frei-
tag, dem 22. November, eine Beſprechung der Vorſitzenden der einzel-
nen Gewerkſchaften einberuſen, um zu den Fragen Stellung zu nehmen.
An die einleitenden Ausführungen der Gewerkſchaftsgenoſſen Voß und
Chemnitz knüpfte ſich eine lebhafte Aus prache, an der ſich die Genoſſen
Strehler, Kleeis, Sommer j ck, Barbe g betei ne Es
herrſchte Einſtimmigkeit über folgende Punkte. Die gewerkſchaftlichen
Aufgaben ſollen zwiſchen den Organiſationen der Unternehmer und den
Gewerkſchaften geregelt werden. Nach Bedarf kann die gewerkſchaftliche
Organiſation auch an den einzelnen Unternehmer herantreten. Dieſer
Regelung unterliegen alle Fragen, die im und für das Arbeitsverhält-
nis von den Unternehmern oder den Arbeitern aufgerollt werden.

Der Arbeiter und Soldatenrat, der dieſen Grundſätzen ausdrück-
lich zuſtimmt, wverweiſt in allen Fällen, in denen zwiſchen den Unter
nehmer- und Arbeilerorganiſc tionen der Vereinbarungsverſuch nicht
unternommen worden und nicht als geſcheitert zu betrachten iſt, auf die
Herbeiführung ſolcher Vereinborungen zwiſchen den Verbänden. Alle
Forderungen, die von den Arbeitern an die einzelnen Firmen oder an
die Unternehmer Organiſationen gerichtet werden ſollen, müſſen mit
den zuſtändigen Gewerkſchaften vorbereitet werden. Deren Zuſtim-
mung iſt zur Geltendmachung der Forderungen unerläßlich.

Die Beſprechung beſchäftigte ſich uch mit den aufzuſtellenden For-
derungen. Dieſe ſtellen ſich in erſter Linie auf die Anerkennung der
Organiſation und die Crlargung eines weitgehenden Einflufſes auf die
inneren Betrebsverhältniſſe. Der „konſtitutionelle Betrieb“ ſei keine
Utopie mehr, ſobald die Arbeiterſchoft ſich zur Wahrung ihrer wirt-
ſchaftlichen Intereſſen zuſammenſchließt und ſich die nötigen Rechte ver
ſchafft. Zunächſt ſollen die einzelnen Cewerkſchoſten mit den Unter-
nehmern Rückiprache über die Situotion nehmen und dahin wirken,

Topf heißen Waſſers, um durch Zugießen das Gefrieren zu
verhindern.

Jn ſolchen Augenblicken hat, wer Ruhe zeigt, das Ver-
trauen, und dem gefaßten Tätigen unterordnen ſich die
andern ohne Frage. Der BVretterweg nach der Ausfahrkür
war ſchmal; durch die verſtändige Anordnung Apollonius
fand dennoch alles im Augenblicke ſeinen Platz. Zunächſt Apol-
lonius nach der Türe ſtand der Zimmermann, dann die
Spritze, dann der Maurer. Die Spriye war ſo gewendet,
daß die beiden Männer die Druckſtangen vor ſich hatten.
Zwei ſtarke Männer konnten das Drugwerk bedienen. Hinter
dem Maurer ſtand der Schieferdeckergeſelle, um über deſſen
Schulter, ſo oft es nötig, von dem heißen Waſſer zuzugießen.
Andere betrieben des Geſellen vorheriges Geſchäft; ſie ſchmol-
zen Schnee und Eis, und behielten das genonnene Waſſer
in der geheizten Türmerſtube, damit es nicht wieder zu Eiſe

fror. Andere waren bereit, als Zuträger zwiſchen Dachſtuhl
und Türmerſtube zu dienen, und bildeten eine Art Spalier.
Während Apollonius mit raſchen Worten und Winken den
Plan dieſer Geſchätfsordnung dem Zimmermann und Maurer
mitteilte, die ihn dann in Ausführung brachten, hatte er die
Dachleiter ſchon in der Rechten und griff mit der Linken
nach dem Riegel der Ausfahrtür. Die Leute hatten die
beſte Hoffnung; aber als durch die geöffnete Tür der Sturm
hineinpfiff, dem Zimmermann die Mütze vom Kopfe riß und
Maſſen feinen Schneeſtaubs gegen das Gebälke warf und
heulend' und rüttelnd den Dachſtuhl auf- und abpolterte und
Blitz auf Blitz blendend durch die dunkle Oeffnung brach, da
wollte der Mutigſte die Hand von dem vergeblichen Werke
abziehen. Apollonius mußte ſich mit dem Rücken gegen die
Türe kehren, um atmen zu können. Dann, beide Hand-
flächen gegen die Verſchalung oberhalb der Türe geſtemmt,
bog er den Kopf zurück, um an der äußeren Dachfläche hinauf-
zuſehen. „Noch iſt zu retten,“ rief er angeſtrengt, damit die
Leute vor dem Sturm und dem ununterbrochenen Rollen des
Donners ihn verſtehen konnten. Er ergriff das Rohr des
kürzeſten Schlanches, deſſen unteres Ende der Zimmermann
einſchraubend an der Spitze befeſtigte, und wand ſich den
oberen Teil um den Leib. „Wenn ich zweimal hintereinander
den Schlauch anziehe, drückt los. Meiſter, wir retten die
Kirche, vielleicht die Stadt!“ Die rechte Hond gegen die Ver-
ſchalung geſtemmt, bog er ſich aus der Ausfahrtür: in der

daß alle im Laufe des Krieges einberufenen Arbeiter und Angeſtellten
an ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren und überhaupt ſoviel wie mög
lich Arbeitskräfte beſchäftigt werden. Entlaſſungen der während des
Krieges eingeſtellten Hilfskräfte (z. B. der Frauen und Mädchen) ſol
len nach Möglichkeit unterbleiben. Weiter ſollen die örtlichen Leitungen
der Gewerkſchaften mit den Unternehmern eine Verſtändigung über
Verkürzung der Arbeitszeit und eine zeitgemäße Entlohnung herbe:
führen. Zugleich iſt die Arbeitsvermittlung im Sinne kommungaſer pari
tätiſcher Einrichtungen auszugeſtalten und das Schlichtungsweſen zu
en. Den Gewerkſchaften bietet ſich hier ein großes Tälig
eitsfeld.

Die Gewerkſchaften ſollen dem Kartellvorſtand über den Gang
der Dinge, namentlich über etwaige von den Unternehmern bereitet
Schwierigkeiten Bericht erſtatten. Von den Vertretern der Steinſetzer,
Maſchiniſten und Heizer, Glaſer, Dachdecker uſw. wurden bereits in
einer Sitzung über die Erfolge ihres Vorgehens Mitteilungen gemacht.

Achkung! Kameraden, ſorgt für Sauberkeit! Badet! Laß
Euch enklaguſen?! Schleppt keine Krankheilen in die Heimal! Benuß
die Enklauſfungsanſtalt am Bahnhof, Aufgang Viehrampe, ſie iſt Tag
und Nacht geöffnet.

Die Sauitätskommiſſien des Ssoldakenraks
der Stadt Halle.

Verpflegung der Heeresentlaſſenen. Das Reichsernährungsaml
teilt mit: Die Grundſätze für die Verpflegung der entlaſſenen Heeres-

angehörigen ſcheinen noch nicht hinreichend bekannt zu ſein. Jhr Jn-
halt wird daher im Nachſtehenden nochmals auszugsweiſe wiedergegeben:
1. Die Verpflegung geſchloſſener Truppenverbände erfolgt wie bisher
durch die Militärbehörde. 2. Bei der Entlſſung iſt dem zu Entlaſſenden
Verpflegung für drei Tage mitzugeben. 3. Perſonen, die vom Mili
tär ertlaſſen ſind, erhalten auf Grund der Entlaſſungsbeſcheinigung bis
zum 7. Tage nach der Entlaſſung durch die Zivilbehörden die erforder
lichen Lebensmittelkarten oder ſonſtigen Ausweiſe zur Beſchaffung
ihrer Verpflegung oder, ſoweit Maffenſpeiſungen oder beſondere Ver-
pflegungsſtellen vorhanden ſind, Verpflegung aus dieſen. Nach Ablauf
dieſer Zeit werden die Entlaſſenen regelmäßig in die Lebensmitbelver
ſorgung ihrer Wohngemeinde aufgenommen ſein. 4. Militärperſonen,
die eine Entlaſſungsbeſcheinigung nicht vorweiſen können, ſind in erſter
Linie an militäriſche Verpflegungsſtellen zu verweiſen. 5. Die Gemein-
den erhalten für die durch dieſe Anordnung herbeigeführte Mehrbe-
laſtung von den zuſtändigen Stellen Erſatz. Noftfalls iſt mit den In
tendanturen wegen Vorſchußleiſtung aus militäriſchen Beſtänden in
Verbindung zu treten.

Zum Veſten der heimkehrenden Krieger veranſtalten Käte
Weber und Luiſe Wieſe einen Märchen- und Kinderlieder-Nach-
mittag mit 160 Lichtbildern. Er findet Mittwoch, den 4. Dezember,
nochmittags 414 Uhr im Mozartſaal ſtatt. Eintrittskarten (Schüler-
und Kinderkarten die Hälfte) ſind in der Hofmuſikalienhandlung
von H. Hothan zu haben. Die beiden Damen haben während de
ganz tet je Klet mit witnde reellen Merrchen un
Kinderliedern überraſcht und jeweilen den Reinertrag in den Dienſt

der Wohltätigkeit geſtellt. 2mittage ſind ſo bekannt und beliebt, daß ſie kaum mehr einer
Empſehlung bedürfen.

Ein Arbeiter und Vauernrat für den Saalkreis hat ſich ge
bildet. Er wählte zu Mitgliedern je einen Vertreter der Arbeiter-
räte zu Ammendorf, Nietleben, Dölau, Dieskau, Osmünde, Büſch-
dorf-Reideburg-Schönewitz, Diemitz, Brachſtedt, Löbefün, Wettin,
Könnern, Beeſenlaublingen-Beeſedau. Außerdem haben in ihm
Sitz und Stimme je ein Vertreter des Arbeiter- und des Soldaten-
rates von Halle. Zu den 12 Arbeitervertretern treten noch ſechs
Vertreter aus der Landwirtſchaft, die möglichſt aus den Amtsbe-
zirken entſendet werden ſollen, die im Kreisrat durch Arbeiter noch
nicht vertreten ſind. Vorausſetzung für die Ausübung des Stimm-
rechts im Arbeiter- und Bauernrat iſt die Anerkennung des Zieles
der ſozialiſtiſchen Republik, vor allem der Ueberführung der Groß-
induſtrie, der BVanken und des Großgrundbeſitzes in Gemeineigen-

tum. Die Zuwahl der Bauernvertreter für den Kreisrat auf dieſer
Grundlage wird umgekend erfolgen. Der Kreisrat wählte zu Mit

2 mm
linken hielt er die leichte Dachleiter frei hinaus, um ſie an
dem nächſten Dachhaken über der Türe anzuhängen. Den
Werkleuten ſchien das unmöglich. Der Sturm mußte die
Leiter in die Lüfte reißen und nur zu möglich wars, er
riß den Mann mit. Es kam Apollonius zu ſtatten, daß der
Wind die Leiter gegen die Dachfläche drückte. An Licht fehlte
es nicht, den Haken zu finden; aber der Schneeſtaub, der da
zwiſchen wirbelte und, vom Dache herabrollend, in ſeine
Augen ſchlug, war hinderlich. Dennoch fühlte er, die Leiter
hing feſt. Zeit war nicht zu verlieren; er ſchwang ſich hinaud.
Er mußte ſich mehr der Kraft und Sicherheit ſeiner Hände
und Arme vertrauen, als dem ſichern Tritt ſeiner Füße, als
er hinaufklomm; denn der Sturm ſchaukelte die Leiter ſamt
dem Mann wie eine Glocke hin und her. Oben, ſeitwärts
über der erſten Sproſſe der Leiter, hüpften bläuliche Flammen
mit gelben Spitzen unter der Lücke und leckten unter den
Rändern der Schiefer hervor. Zwei Fuß tief unter der Lüde
hatte der Blitz hineingeſchlagen. Vor einer Stunde noch war
er vor dem Gedanken der bloßen Möglichkeit erſchrocken, hier-
her könnte der Blitz ſchlagen und er müſſe herauf eine
Reihe dunkler, tödlicher Fiebergebilde hatten ſich daran ge-
ſchloſſen jetzt war alles geſchehen, wie er ſichs vorhin
nur gedacht; aber die Lücke war ihm wie jede andere Stelle
des Turmdachs, ſchwindellos ſtand er auf der Leiter und nur
ein friſches, tapfres Gefühl erfüllte ihn: der Drang, von
Kirche und Stadt die drohende Gefahr zu wenden. Ja etwas,
was ihm die dunkle Furcht durch Sorge erhöht hatte, erwies
ſich nun ſogar als heilvoll und glücklich. Er erkannte, nur dos
Waſſer, welches die Lücke wochenlang geſchluckt, und das nun
im Holze gefroren, ließ die Flamme nicht ſo ſchnell überhand
nehmen, als ohne dies Hindernis geſchehen wäre. Der Raunt,
den der Brand bis jetzt einnahm, war ein kleiner. Der Froſt
in der Verſchalung warf die hartnäckig immer wiederkehren-
den, hüpfenden Flämmchen lange zurück, ehe ſie bleibend
einwurzeln und von dem Wurzelpunkte aus weiter freſſen
konnten. Hatten ſie ſich einmal zu einer großen Flamme ver-
einigt und dieſe den durch Froſt gefeiten Raum unter der

die Turmſpitze hinauswachſen, und die Kirche und vielleicht
die Stadt erlag der vereinten Gewalt von Feuer und Sturni.

(Fortſetzung folgt.)

Jhre Märchen und KinderliederNach

Lücke überſchritten, dann mußte der Brand bald rieſig über
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dungen ſind in Stelle

gliedern ſeines Vollzugsausſchuſſes einſtweilen vier Arbeiterver
treter, und zwar: Richter-Brachſtedt, Mahy-Nietleben, Silberberg-
Diemitz und Albrecht- Könnern. Zwei weitere Mitglieder treten
aus den Vertretern der Landwirtſchaft hinzu. Der Vollzugsaus-
ſchuß nahm ſeine Tätigkeit im Landratsamt zu Halle, Luiſenſtraße,
Dienstag, den 26. d. M., mittags 2 Uhr auf. Alle Zuſendungen ſind
zu richten: „Vollzugsausſchuß des Arbeiter- und Bauernrates für
den Saalkreis, Halle (Saale), Landratsamt, Luiſenſtraße.“ Sen-
dungen an beſtimmte Mitglieder haben zu unterbleiben. Legitima-
tion der Mitglieder des Kreisrates iſt eine Karte mit der Unter
ſchrift des geſamten Vollzugsausſchuſſes. Der Arbeiter- und
Bauernrat für den Saalkreis wird ſeine erſte Sitzung am
27. November, vormittags 9 Uhr, im Sitzungsſaale des Kreis
hauſes zu Halle, Luiſenſtraße, abhalten. Alle Mitglieder
müſſen erſcheinen.

Hebung der Bautätigkeit. Nachdem die Bautenprüfſtelle des
ſtellv. Generalkommandos und damit die die private Bautätigkeit
einſchränkende Bekanntmachung des ſtellv. Generalkommandos vom
9. 11. 1916 wieder worden ſind, werden die bei der
Baupolizei eingehenden Bauanträge wieder in der früheren Weiſe
bearbeitet. Um den heimkehrenden Kriegern möglichſt Arbeits-
gelegenheit zu verſchaffen, wird den Hausbeſitzern empfohlen, die
bereits genehmigten Umlegungen von Grundſtücksentwäſſerungen
ausführen zu laſſen.

Anmeldung von möblierlken Jimmern. Um Jrriümer zu ver
meiden, ſei darauf hingewieſen, daß im ſtädtiſchen Wohnungsnachweis,
Gr. Berlin 11, Erdgeſchoß r., nur ſolche Meldungen von möblierten
Zimmern, Schlafſtellen uſw. entgegengenommen werden, die zur dau
ernden Vermietung an die ins bürgerliche Leben zurückkehrenden allein-
ſtehenden Soldaten abgegeben wrden ſollen. Wr lediglich Räume zur
vorübergehenden Einquartierung der durchziehenden Soldaten zur Ver-
fügung ſtellen will, melde ſich auf dem Militärbureau. Die dauernde
Abgabe von möblierten Zimmern und Schlafſtellen, unbenutzten
Fremdenzimmern und dergleichen, iſt deshalb dringend erforderlich,
weil die Wohnungsnot auf dieſem Teilgebiete nicht weniger groß iſt
als die allgemeine. Auch da, wo ein wirtſchaftlicher Zwang zur Ver-
mietung nicht beſteht, ſollten Räume abgegeben werden, weil es nur ſo
gelingen kann, den großen Bedarf zu decken und Zwangsmaßnahmen,
die ſonſt unvermeidlich ſind, zu vermeiden.

Unterſtützt die Aermſten! Wir erhalten folgende Zuſchrift: Nur
noch wenige Wochen, dann begeht die ſchon 41 Jahr beſtehende Wohl-
tätigkeitsvereinigung der ZigarrenköpfchenSammler ihre Feier als
Weihnachtsbeſcherung für Waiſen und Halbwaiſenkinder, vorzugsweiſe
an ſolche gefallener Krieger. Jn der kürzlichen Verſammlung wurde be
dannt gegeben, daß ſich gegen 140 arme Witwen zur Verſorgung von
Kleidungsſtücken, wie Schuhwerk, Wäſche uſw. gemeldet haben. Be-
kanntlich unterziehen ſich die Mitglieder der löblichen Aufgabe, allerhand
Kleinigkeiten wie Zigarrenköpfchen, unbrauchbare Zigarren, Zigarren-
vänder, leere Zigarrentiſten, Fiaſchentorke, Flaſchenkapſeln, San
und alte Metallteile zu ſammeln, um aus dieſem Erlös den Bedürftigſten
zu helfen. Frankierte Pakete von außerhalb finden dankbare Verwen-
dung. Hauptſächlich ſind Zigarrenköpfchen der guten Verwendung hal
der erwünſcht. Außer Herrn E. Lehmann, Leſſingſtraße 38, nehmen
die in der Stadt verzweigten Nebenſtellen alle genannten Gegenſtände
entgegen. Geldſpenden wolle man dort ebenfalls oder dem Leiter der
Sereinigung, Kaufmann Reinhold Aßmann, Große Ulrichſtraße 48,
gütigſt übermitteln, wo auch das übrige entgegengenommen wird. Für
bisherige Spenden herzlichen Dank.

Fortfall von Meldungen über die Zahl der Arbeiter. Die der

einzuſendenden Aenderungsnachweiſungen der e brauchennicht mehr eingereicht zu werden. Die nach der Bekanntmachung
vom 25. 9. 1918 allmonatlich dem Magiſtrat zu erſtattenden Mel-

diefer Aenderuttgsnarhseifungen getreten.

Man melde ſich. Bei der Ehefrau eines Mittäters des im
Dezember 1917 feſtgenommenen Einbrechers Franz Schütze ſind
nachſtehende Sachen beſchlagnahmt worden, die aus Einbrüchen her
rühren, die vor dem November 1917 verübt worden ſind. ie Ge
ſchädigten dürften in der näheren und weiteren Umgebung von
Halle zu ſuchen ſein. Eine goldene Damenhalbſevinettuhr mit
geklopften und durchbrochenem Sprungdeckel, Nr. 14 964, und dem
Namen „F. A. Bergern.“ Auf der Rückſeite als Verzierung ein
Zweig mit Brillantſplitter beſetzt. Eine kurze, unechte Damenuhr-
kette mit zwei Anhängern, beſtehend aus Korallenhand, einen
gelben Anker haltend und ein Herz. Ein goldenes Halskreuz, auf
der Vorderſeite ſchwarze Kette mit Anhänger in Art Lyraform,
mit rechteckigem, grünlich ſchimmernden Opal beſetzt. Eine dünne
Korallenhalskette, beſtehend aus faſt gleich großen Korallen. Eine
Broſche, den Buchſtaben „J'“ dardſtellend, mit rundem, grünlich
ſchimmerndem Opal beſetzt. Ein goldener Herrenring mit ein-
gravierten Zahlen 31. 3. 12, die vorhanden geweſenen Buchſtaben
ſowie der Stein ſind entfernt. Außerdem einige kleine Stücke, an
denen ſich keine Wiedererkennungsmerkmale befinden, 2 ſilberne
Eßlöffel in Maiglöckchenmuſter mit Monogramm A. H. und auf
der Rückſeite die Buchſtaben O. E. eingraviert, 2 ſilberne Eßlöffel
und Gabeln, geſtempelt 800, Krone und W. Steffens. 6 Kaffee
löffel, geſtempelt J. B., 3 Kaffeelöffel, geſtempelt E. S. 75, zweiAbſtmeſſer mit hohlem Metallgriff und Blätterverzierung, ein ver-

zinkter Suppenlöffel. Ein weißes Tafeltuch mit weißem Wäſche
zeichen E. G. Mehrere Damaſtbettbezüge in Blumenmuſter und
Stangenleinen und mit den dazu gehörigen Kopftiſſenbezügen,
5 neue, grobleinene Frauenhemden mit kurzen Aermeln und
Stickereibeſatz. Mehrere alte Frauenhemden ohne beſondere Kenn-
jeichen. 2 Damaſtſervietten. 1 weiße Barchentfriſierjacke mit
Achſel- und Seitenſchluß und Stickereibeſatz mit roter durch
ſchimmernder Unterlage, 3 weißleinene Damenbeinkleider, ein
Damennachthemd. 1 leinenes Herrentaghemd. Eine rot-, eine
blaugemuſterte und eine weiße Tiſchdecke. Ein gelber Satin-Sofa-
kiſſenbezug mit Druckknöpfen. 3 Meter blau und graukarierter
Anzugſtoff und ſonſtige nicht näher zu bezeichnende kleinere Stücke.
Aus den Wäſcheſtücken ſind größtenteils die Wäſchezeichen entfernt
und durch andere erſetzt. Die Geſchädigten werden erſucht, ſich am
3. und 4. Dezember 1918, in der Zeit von 814--12 Uhr vormittags
zwecks Wiedererkennung ihrer Sachen, bei der Kriminalpolizei,
Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 70 oder 71, zu melden.

Schlimmer BVerluſt. Jn einem Grundſtück der Leſſingſtraße
wurden aus der offen ſtehenden Kammer eines Schmiedelehrlings
Stiefeln, Wäſche und Kleidungsſtücke im Werte von etwa 150 M.
geſtohlen.

Unfug. Jn der Ludwig-Wucherer-Straße wurde in den
Abendſtunden eine Eiſenbahnſignalkapſel auf die Schießen der
Straßenbahn gelegt, die beim Ueberfahren explodierte. Es wurde
niemand verletzt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, den 27. „Die verſunkene

Glocke“, Oper von Zöllner mit Anna Enghardt und Julius
Neudörffer in den Hauptpartien. Donnerstag, den „Stra
della“ mit A red Erneſti in der Titelpartie. Freitag, den 29.
kommt zum erſtenmal Walter Harlans gotiſches Luſtſpiel „Die vor
fichtige Jungfrau“ zur Aufführung. Die Titelrolle ſpielt Jr ma
Grawi, die Spielleitung liegt in den Händen von rſpielleiter
Theo Modes.

Das für den Dezember vorgeſehene Sinfonie- Konzert
kann leider nicht ſtattfinden, da Dr. Richard Strauß ver-
hindert iſt, in dieſem Monat nach Halle zu kommen. Jnfolgedeſſen
findet das nächſte Sinfonie- Konzert erſt im Januar ſtatt. ie
muſikaliſche Leitung dieſes Konzertes wird Paul Graener
übernehmen, als Soliſtin iſt die Sängerin Hertha Dehmlow
(Alt) verpflichtet

Aus der Provinz.
An die Parteigenoſſen im BVegirk.

Die große Umwälzung in Deutſchland hat die ganze Bevölkerung
mit lebhaftem politiſchen Intereſſe erfüllt. Da iſt es leichter als
ſonſt möglich, neue Mitglieder für die Parteiorganiſation zu ge
winnen. Jeder Genoſſe benutze daher die vielfachen Gelegenheiten,
um neue Anhänger und Mitglieder zu werben.

Mit Parteigruß.
Der Bezirksvorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei

im Regierungsbezirk Merſeburg.
J. A.: R. Dreſcher, Halle a. S., Harz 42/44.

Merſeburg. Schwein und Schaf an Ein Ein
bruch iſt bei einer amen Kriegerwitwe in Neumenſchau verübt. Die
Frau mäſtet ſich mühſam ein Schwein und ein Schaf. VergangeneNacht wurden nun beide Tiere im Stalle abgeſchlachtet und ſori-

geſchleppt. Die Täter ſind nicht ermittelt.
Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Ver

luſtliſte Nr. 1296 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Um
gebung folgende Namen: Vizefeldwebel Paul Abendroth aus Jeß-
nitz, leicht verwundet. Gefreiter Karl Barth aus Queis, Kreis
Delitzſch, vermißt. Ernſt Barthel aus Röſa, gefallen am 8. 10. 18.
Emil Bärwald aus Oberglaucha, vermißt. Unteroffizier Otto
Bennemann aus Pouch, leicht verwundet. Gefreiter Franz Berger
aus Muldenſtein, leicht verwundet. Kurt Bergmann aus Zſchepp-
lin, leicht verwundet. Friedrich Bernhardt aus Pohritzſch, in Ge
fangenſchaft. Gefreiter Wilhelm Brauſt aus Giebitzſch, ſchwer ver
wundet. Arno Euſert aus Schwemſal, vermißt. Friedrich Heidler
aus Bitterfeld, gefallen. ranz Herre aus Delitzſch, leicht ver
wundet. Otto Heßler aus Roitzſch, vermißt. Otto Hoffmann aus
Holzweißig, leicht verwundet. Paul Hohmann aus Werbelin, Kreis
Delitzſch, gefallen 26. 9. 18. Gefreiter Max Köppe aus Glabitzſch,
ſchwer verwundet. Gefreiter Walter Kräger aus Brinnis, abermals
leicht verwundet. Unteroffizier Paul Kröhnert aus Brehna, ver
mißt. Unteroffizier Richard Kunze aus Klein-Croſtitz, vermißt.
Karl Mieth aus Glebitzſch, gefallen. Gefreiter Joſef Miſſiorny aus
Bitterfeld, verwundet. Paul Poſer aus Reußen, Kreis Delitzſch,
vermißt. Gefreiter Paul Reinersdorf aus Zörbig, vermißt. Unter
offizier Paul Schaaf aus Holzweißig, leicht verwundet. RichardSchmidt aus Vitterſeld, ſchwer verwundet. Otto Streibler aus

Reuden, vermißt. Sergeant Paul Wolf aus Bitterfeld, vermißt.
Wittenberg. Vereitelter Schweinediebſtahl. Von

einem Gange zur Stadt zurückkehrend, überraſchte in' der Nacht
zum Sonntag gegen 1411 Uhr ein Bewohner des Hauſes Luther-
ſtraße 2 einen Mann, der in den Schweineſtall des Bauunter-
nehmers Scheibe einzudringen verſuchte, und bereits ein über der
Tür h Fenſter zertrümmert hatte. Als er ſich entdeckt
ſah, ergriff der Dieb eiligſt die Flucht nach der Bachſtraße zu,
durchwatete den Riſchen Bach und entkam aber leider in der
Dunkelheit. Auf der Flucht hat der Dieb einen weichen dunkel-
braunen Filzhut verloren, der vielleicht zu ſeiner Ermittelung
führen könnte.

Eine ganze Reihe von Einbruchsdiebſtählen
ſind in den letzten Nächten wieder verübt worden. Aus dem
Grundſtück Halliſche Straße 8 haben Diebe nach Erbrechen eines
Stalles, 13 der Frau Emma Nitzſchke gehörige, und aus einem
Stalle in dem Grundſtück Tauentzienſtraße 44, 23 Kaninchen ge
ſtohlen. Weiter ſind aus einer Wohnung Deſſauer Straße 122, die
die Diebe mit einem Nachſchlüſſel geöffnet haben, a und
Kleidungsſtücke im Werte von 600 M. geſtohlen worden. Während
die Collegienſtraße 77 wohnende Frau Dannenberg ihrer außer
halb wohnenden Tochter einen Beſuch abſtattete, hat ein Dieb die
e geöffnet, die Schränke erbrochen und einen Poſten Wäſche
und K ngeſtücke geſtohlen. Die Höhe der Frechheit aber haben
die Spitzbuben bewieſen, welche in vergangener Nacht zwiſchen den
beiden Wachlokalen im Rathauſe eine Tür erbrochen und aus dem
Raume eine größere Menge, dem ſtädtiſchen swerk gehörige
Handwerkszeuge geſtohlen haben, ohne das das geringſte bemerkt
worden wäre. Weiter iſt dem Korbmachermeiſter Walter aus der
Dresdner Straße ſein vor dem Hauſe Markt 22 aufgeſtellt ge
weſenes Fahrrad Marke Opel im Werte von 165 M. geſtohlen
worden.

Abgefaßter Fahrradmarder. Dem Gemüſe
gärtner Friedrich Leim aus dem Portenweg gelang es, den Mittel
ſtraße 17 wohnenden Arbeiter Paul Juſt abzufaſſen und feſtzu
nehmen, als ſich dieſer mit einem geſtohlenen Fahrrade aus dem
Staube machen wollte.

Lanchhammer. Großfeuer. Am Sonntag abend 10 Uhr
brannten die beiden Baracken am Bahnhof, die der Aktiengeſell-
ſchaft gehören, vollſtändig nieder. Die Baracken waren von den
Arbeitsleuten des Abraum-Unternehmers Schmidt bewohnt. Die
Leute konnten nur ihr Leben retten und mußten alle Habe im
Stich laſſen. Außer den Sachen iſt auch viel Geld verbrannt,
dem Schachtmeiſter 800 M., anderen 600, 400, 200 M. uſw. Das
Feuer iſt wahrſcheinlich durch Ofenbrand entſtanden und griff ſehr
ſchnell um ſich. Das am Donnerstag früh um 6 Uhr bei Ober-
hammer abgebrannte Transformatorenhaus, welches den elektriſchen
Strom für Oberhammer und die Grube liefert, hat außer der Be
triebsſtörung einen Schaden von 260 000 M. verurſacht.

Eisleben. Konferenz der Arbeiterräte. Sonntag
fand eine Konferenz der Arbeiterräte des Seekreiſes und der
Grunddörfer in Eisleben ſtatt, um dort eine einheitliche Arbeit
aller Arbeiterräte zu erzielen und deren Aufgaben und Befugniſſe
feſt zuſtellen. Die Ausſprache war, nachdem Genoſſe Chriſtange die
Richtlinien gegeben hatte, eine recht lebhafte. Es wurde einhellig
betont, daß bei Beſchkagnahme von Schleichwaren durch die Arbeiter
und Soldatenräte nicht immer erſt die Behörde gefragt werden
könne, ſonſt gingen dieſe Waren oft für die Allgemeinheit verloren,
was an Beiſpielen aus dem Gebirgskreiſe von Genoſſe Steiweg gut
illuſtriert wurde. Natürlich wird in dieſen Fällen hernach ſofort
die Behörde benachrichtigt. Jm übrigen wird nur im Einverſtändnis
mit den behördlichen Organen gehandelt. Notwendig bleibt eine
fortdauernde Kontrolle der Lebensmittel. Die Beſchlagnahme der
Waffen und Regelung der Jagdergebniſſe müſſen zugunſten des
Volkes geregelt werden, Einzeljagden werden deshalb verboten.
Chriſtange ſagte Regelung auf der Konferenz des Vegirkes in
Merſeburg zu, zu welchen Zweck er einen Antrag ſtellen werde,
wonach Treibjagden bis 1. Januar abgehalten werden müßten. Jm
andern Falle ſollen nach Neujahr die Landräte verpflichtet werden,
auf Koſten der Jagdberechtigten dieſe Jagden anzuordnen, ohne
daß der Jagdbeſitzer etwas davon erhält.

Ein ſchwieriges Kapitel war die Fettverſorgung. Es konnteaber über recht erfreuliche Ergebniſſe durch einige Rate berichtet

werden, die ihre Tätigkeit nach der Verordnung des Arbeiter und
SoldatenRates Eisleben, der auch mit für den Seekreis fungiert,
eingerichtet haben. Meiſt wurde die doppelte und dreifache Butter
und Milchmenge abgeliefert wie bisher. Genoſſe Kürbs-Halle, der
als Mitglied der Provinzialfettſtelle in Magdeburg reges Jntereſſe
für dieſe Tätigkeit bekundete, wird dieſe Reſultate verwerten und
wünſcht weiteres Material. Seine Adreſſe iſt Karl Kürbs, Halle,
Witteſtraße 24. Jm übrigen verweiſen wir zur weiteren Be
tätigung der Arbeiterräte auf die Richtlinien
Ferner wurde Klage geführt über die überaus langſame Be

förderung von Briefen. Briefe von Teutſchenthal bis Eisleben ſind
drei Tage unterwegs, Eilbriefen geht es bald nicht viel beſſer,
man ſprach auf der Konferenz von Poſtſabotage. Es müßte Aufſchluß darüber verlangt werden. Ferner fand ein Antrag Lendr

Glaubrecht Annahme, die Arbeiterräte müßten die Befugnis haben,auf Grund ihrer Legitimation ſofort Angaben über Anhaufung

von Lebensmitteln nachprüfen evtl. ſie beſchlagnahmen zu können.
Eklatante Beiſpiele wurden genügend angeführt. Jn den Kreis
wer ihn Seekreiſes wurden die Genoſſen Märker Teutſchen
thal, ielſch-Helfta und WaltherWolferode delegiert, letzterer
als Erſatzmann, ein Soldatenrat wird noch benannt werden. Jn

ſele e politiſ Tetigkert hat man den Genoſſen wWearker
utſchenthal gemaßregelt, um ihn von dort en d

haben die Herren Agrarier und Zuckerfabriksaktionäre vorbe
Konferenz trat einmütig für ihn ein und verlang

inſtellung bis zur Erledigung durch den Begzirksrat. Ein ent,
nur Antrag wurde einmütig angenommen. Eine glei
ndrohung zur Maßregelung wurde einem Mitglied der Fet

kommiſſion in Erdeborn zuteil. Da muß dieſen Herren bald me
etwas anderes gezeigk werden. Denn auch ein Steuererheber in
Hergisdorf will mit dem Arbeiterrat nichts zu tun haben! Eine
bewegliche Kohlenklage aus Kreisfeld mit unerhörter Fuhren,
teuerung, Zahlung notwendiger Gelder der zuſtändigen Stelle naqhder Verordnung der Reichsregierung, Foligeiſtunde, nzvergnügen,

ungehörige Verteilung an die Landkaufleute, Benachteiligung bei
Butterzuteilung, all dieſe mannigfaltigen Fragen wurden be
ſprochen und über ſie entſprechende Anweiſung erteilt. Nachdem
noch Gen. Chriſtange die Kreis- und Begzirksorganiſation bekannt.
gegeben, die Kommiſſare und Sekretäre an der Regierung benannt,
ſchloß er die anregende Konferenz mit dem Hinweis auf den not.
wendigen Ausbau der politiſchen Kreisorganiſation.
Eisleben. Ein kleines Hamſterlager fiel in den letzten

Tagen einem Mitgliede des hieſigen Soldatenrates in die en
Er fand bei einem Schmiedemeiſter, der für fremde Rechnung
räuchert, 20 ar friſche Würſte, 5 Rollſchinken, 2 Speckſeiten und
2 Fäſſer Pökelfleiſch. Wurſt, Schinken und Speck ſoll den Ver.
wundeten der hieſigen Lazarette zugute kommen. Das Pökelfleiſch
ſoll den Küchenzettel unſerer Volksküche bereichern.

Ein Plünderer wurde von einem Trupp Soldaten
durch die Zrra der Stadt geführt. Es war ihm an der Bruſt
und auf dem Rücken ein Plakat mit der entſprechenden Aufſchrift
angebracht. Es handelt ſich um einen Mann nar 'ns Berthold
Peter aus Teutſchenthal, der in Eisdorf arme Leute um eiwa
290 M. beſtohlen hat. Der Mann wurde ins hieſige Gefängniz
gebracht.

Coſſenbey. Ein dreiſte,r Einbruchsdiebſtahl wurde
in der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag auf hieſigem Rittergute
verübt. Die Diebe gelangten nach Zertrümmerung der Schloßvor-
richtung in den Viehſtall und entwendeten eine beträchtliche Anzahl
Enten, mit denen fie ſpurlos verſchwunden ſind.

Kriegsdorf. Einbruch. Kürzlich drangen Diebe nach Löſung
eines Brettes vom Tore des Schafſtalles ein und entwendeten zwei
r welche an Ort und Stelle abgeſchlachtet und an einem in
der Nähe befindlichen Baume r wurden. Der Befundergab durch die zurückgebliebenen Reſte, daß ſchlachtkundige e

ſonen nicht als Diebe in Betracht kommen.
Beeſenlaublingen. Einbruch. Der Witwe E. Winter ſind

durch Einbruch 4 Zuchtgänſe geſtohlen und im Stalle geſchlachtet
worden. Der oder die Täter ſind noch nicht ermittelt.

Torgau. Bubenhände haben in der Nacht zum Sonnabend
bzw. Sonntag mehrfach zum Empfange det Krieger herausgeſteckte
Fahnen oder angebrachte Tannengewinde uſw., ſo in der Bahnhof
ſtraße, Wittenberger Straße, Marſtallſtraße herabgeriſſen. Es iſt
bedauerlich, daß ſolchen Burſchen das Verwerfliche ſolcher Helden
taten“ anſcheinend nicht zum Bewußtſein kommt. Auch vom Land
ratsamte haben ſolche Hände die dort hochgezogene rote Fahne
herabgeholt. Der A. und S.-Rat macht bekannt, daß die Täter
im Falle der Ergreifung ſtreng beſtraft werden.

Gewerkſchaftliches.
B *anntmachung, betr. die Wahl von Betriebsküten in Berlin.

ſichtlinien für die Betriebsräte.
Für Wahrnehmung der politiſchen und wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter und Angeſtellten wird a en re des Betriebes ein

triebsrat gewählt.
Die Wahlen zum Betriebsrat werden auf folgender Grundlage

vorgenommen:
Jn Großbetrieben erfolgt die Wahl abteilungsweiſe,, und zwar

wählen bis zu 100 r ein Mitglied.
Betriebe bis zu 500 chäftigten wählen je nach der Zahl der

Beſchäftigten bis zu 5 Mitgliedern.
Die ſo gewählten Betriebsräte haben die in Abſatz 2 vorge

ſehenen Aufgaben, die Aufgaben der bisherigen Arbeiterausſchüſſe
zu erfüllen. Für alle Betriebsräte ſind Erſatzperſonen zu wählen.
Die Wahlen erfolgen unter Kontrolle der freien Gewerkſchaften.

Aufgaben der Betriebsräte.
Die Betriebsräte haben die Aufgabe, gemeinſam mit den Be

triebsleitungen bzw. der Direktion alle die Arbeiter und Angeſtell
ten betreffenden Fragen zu regeln. Sie entſenden zu dieſem Zweck
einige ihrer Mitglieder, ohne deren Zuſtimmung die Betriebsleitung
bzw. die Direktion in den vorerwähnten Fragen keine Beſchlüſſe
faſſen kann. Alle anderen Fragen unterſtehen nicht dem Mitbe-
ſtimmungsrecht der Betriebsräte.

Gemeinſame Aufgaben der Betriebsräte und Gewerkſchaften.
Zur Wahrnehmung der wirtſchaftlichen Intereſſen der Arbeiter

und Angeſtellten haben ſich die Betriebsräte mit den n Gewerk
ſchaften zu verſtändigen. Die Betriebsräte können Verhandlungen
mit der Betriebsleitung bzw. Direktion aufnehmen. Den Gewerk
ſchaften iſt über dieſe J rechtzeitig und laufend Bericht
zu erſtatten. Führen die Verhandlungen der Betriebsräte mit der
Betriebsleitung bzw. Direktion zu Differenzen, ſo müſſen, bevor die
Arbeiterſchaft weitere Schritte unternimmt, die Gewerkſchaften zu
gezogen werden. Die Gewerkſchaften müſſen auch ihrerſeits dieInitiative zur Regelung allgemeiner Berufsfragen ergreifen. Sie

unterſtehen der Kontrolle des Vollzugsrates der A.- und S.Räte
Groß-Berlins.

Allgemeine Richtlinien.
Die Sozialiſierung der Betriebe darf nur von der

cher Regierung ſyſtematiſch und organiſch in Be
rückſichtigung der geſamten inneren und außenpolitiſchen Verhält
niſſe vorgenommen werden.

Die Frage der Akkordarbeit kann im nwärtigenAugenblick grundſätzlich nicht geregelt werden, ſie mut vielmehr bis

Wiederaufbau eines geregelten Wirtſchaftslebens zurückgeſtellt
werden.

Zur Eindämmung der Arbeitsloſigkeit dürfen Entlaſſungen
nicht erfolgen, bevor nicht die Arbeitszeit bis zu 4 Stunden herab-
geſetzt r Der Lohnausfall wird durch die Arbeitsloſenfürſorge
geregelt.

Die bisher gewählten Betriebsräte und Arbeiterausſchüſſe üben
ihre Tätigkeit bis zur erfolgten Neuwahl der Betriebsräte aus. Be
ſtimmungen über Vornahme der Wahlen werden demnächſt bekannt
gegeben, desgleichen auch die Beſtimmungen zur Vornahme der
Wahl der Arbeiterräte.

Der Vollzugsrat
des Arbeiter und Soldatenrats Groß Berkins.

Richard Müller. Molkenbuhr.

An unſere auswärtigen und Poſt-
Abonnenten.

Beſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Volks
ſtimme ſowohl als auch über Fehlen einzelner Exem
lare an der überwieſenen Anzahl ſind ſtets bei dem
oſtamt des betreffenden Ortes anzumelden.

Beſchwerden beim Verlag verzögern nur die Rege
lung der Angelegenheit, die nur auf poſtaliſchem Wege
erfolgen kann. Der Verlag der me.
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